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E D I T O R I A L 

  
Liebe Mitglieder und Freunde 
des EWI, geschätzte Leser 

 
„Wer noch nie im Hotel Sa-

cher war, war noch nie so richtig 
in Wien“ – heisst es. Die EWI 
Preisträgerin 1999, Dkfm. Elisa-
beth Gürtler managt aber noch 
mehr als Hotels und Torten. Seit 
2000 ist sie für die Organisation 
des weltbekannten Wiener Opern-
balls verantwortlich, den sie 2003 
zusätzlich nach New York expor-
tierte. Im kommenden Jahr gas-
tiert sie mit diesem weltbekannten 
Event im arabischen Dubai.  

 

Der französische Staatspräsi-
dent Chirac beabsichtigt im Zu-
sammenhang der EU-Beitrittsver-
handlungen der Türkei ein Refe-
rendum in seinem Land abzuhal-
ten, welches – bei einer (wahr-
scheinlichen) Ablehnung durch 
die Franzosen – in letzter Konse-
quenz das Ende der EU-Erweite-
rung bedeuten könnte. 

 

Dunkle Wolken am Horizont 
für Autos „Made in Germany“: 
Die Manager von General Motors 
in Detroit beabsichtigen 10.000 
Jobs bei Opel-Deutschland zu 
streichen, und die überraschten 
„Opelaner“ reagierten mit Streik. 
Ob und wie viele der diversen 
Opel-Standorte in Deutschland 
zu retten sein werden, wird nicht 
unwesentlich von der „Politik“ ab-
hängen. Einerseits von der GM-
„Modellpolitik“, andererseits von 
der deutschen Wirtschaftspolitik. 

 

118 Gesetze, 87 Verordnungen 
und knapp 100.000 Verwaltungs-
vorschriften ist das deutsche Steu-
errecht schwer. Die Paragrafen, 
Klauseln und Dienstanweisungen 
kollidieren immer öfter mit Ver-
fassung oder Europarecht, nicht 
selten widersprechen sie sich. Ein 
unverständliches Mammutwerk, 
das längst ein unkontrollierbares 
Eigenleben führt und reichlich 
Anlass bietet für Ärger und Streit 
– auch für brave Steuerzahler. 

 
Die Deutschen und ihr Um-

gang mit Geld ! Soziologen un-
terscheiden acht „Geldtypen“. 

 
Analyse der deutschen Ge-

tränkeindustrie – „Gastbeitrag“. 

 
Finanz & Justiz: Als Geldwä-

sche bezeichnet man den Vor-
gang, dass illegal erzieltes Ein-
kommen – z.B. aus dem Handel 
mit Rauschgift - verborgen und 
dafür gesorgt wird, dass derartige 
Einkünfte scheinbar aus legalen 
Quellen stammen. Geldwäsche 
findet bevorzugt in Branchen 
statt, bei denen die Gewinnmarge 
relativ schwer nachvollziehbar ist. 
Eine besondere Problematik er-
gibt sich dabei für Finanzinterme-
diäre wie Banken, Versicherungen, 
Treuhänder, Notare und Rechts-
anwälte bei der Annahme von 
Vermögenswerten, die möglicher-
weise durch rechtswidrige Hand-
lungen erworben wurden. Sogar 
Juweliere, Kunst- und Autohänd-
ler sind aufgrund ihrer hochprei-
sigen Waren einem latenten Geld-
wäscherisiko ausgesetzt - gerade 
bei unbekannten und offenbar 
besonders „solventen“ Kunden. 

 

Das Ziel eines „Family Office“ 
ist die bestmögliche Sicherung, 
das grösstmögliches Wachstum 
und den optimalen Übergang des 
Familienvermögens zu gewähr-
leisten. Einer der Schlüsselfakto-
ren ist dabei die Optimierung der 
steuerlichen Situationen, weil die-
se auch unabhängig vom wirt-
schaftlichen Erfolg anfallen kön-
nen. Das jeweilige Steuerdomizil 
der Familienmitglieder beeinflusst 
nicht nur den Einkommensteuer-
satz, sondern i.d.R. auch die Erb-
schafts- und Schenkungssteuern. 

 

Andere Länder, andere Sitten. 
Zwischen Menschen aus Südost-
asien und „Westlern“, d.h. Euro-
päern und Amerikanern, bestehen 
gravierende kulturelle und menta-
litätsmässige Unterschiede, die es 
auch im Geschäftsverkehr zu 
beachten gilt. 

 
Die Anbindung der chinesi-

schen Währung an den Dollar ist 
zum Eckpunkt eines internationa-
len Währungssystems geworden, 
das stabil wirkt, aber auf einen 
Crash zutreibt. Das US-Leistungs-
bilanzdefizit erhöht sich zwar lau-
fend, dies scheint jedoch nieman-
den zu beunruhigen - so lange 
Chinas Zentralbank alle Dollar 
aufkauft, die sie bekommen kann. 
Dadurch bleibt der Dollar relativ 
stabil und die Kapitalmarktzinsen 
vergleichsweise niedrig. Dieser 
Umstand ermöglicht es den USA, 
weiter hemmungslos Geld auszu-
geben, die Wirtschaft auf Wachs-
tumskurs zu halten und Defizite 
in der Handels- und Leistungsbi-
lanz massiv auszuweiten. Doch 
wenn Peking sein Versprechen 
wahr macht und seine Währung 
freigibt, wird der Dollar fallen. 

 

Bush oder Kerry ? Der Autor 
des EWI-Newsletter geht – als 
USA-Kenner – davon aus, dass a) 
die beiden Lager etwa gleich stark 
sind, und b) die Wahlbeteiligung 
erfahrungsgemäss nur wieder et-
was über 50% betragen könnte. 
Ergo: Der Kandidat, dem es ge-
lingt die „relative“ Mehrheit aus 
den zig-Millionen von Nichtwäh-
lern zu mobilisieren, gewinnt. Fakt 
ist auch, dass in vierfünftel aller 
Bundesstaaten der Sieger bereits 
feststeht. Nur in etwa 10 „Battle-
ground-States“ (Schlachtfeldstaa-
ten) wird noch um jene einzelne 
Stimme „gefightet“. Wenn am 
Wahltag alles mit rechten Dingen 
zugeht, könnte Bush vorne liegen; 
wenn nicht umso deutlicher! 

 

Noch wie war Benzin so teuer 
wie heute. Warum ? Begleiten wir 
einen Liter Rohöl auf seiner Reise 
von der Quelle in Kuwait bis zu 
einer Tankstelle in Deutschland. 

 

Medizin: Nur noch eine 
Tablette gegen Herzinfarkt. 

Mit freundlichen Grüssen 
ANDREAS GLATZ 

EWI Newsletter Redaktion 
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E W I E UR OPA PR E IS T R Ä GE R IM POR T R Ä T 

 

ELISABETH GÜRTLER 
„Die Zeremonienmeisterin“ 

Sie ist Besitzerin des legendärsten 
Hotels in Wien, Managerin des 
Wiener Opernballs und hütet 
eines der süssesten Geheimnisse 
der Welt. Um ihren Aufgaben ge-
recht zu werden, bewegt sich 
Dkfm.  Gürtler gekonnt im Span-
nungsfeld zwischen Business und 
kaiserlich-königlichem Traum, den 
sie für ihre Gäste inszeniert. 

Er war blutjung und hatte ein fei-
nes Gespür für erlesenes Gebäck. 
Franz Sacher kreierte 1832 im 
zarten Alter von 16 Jahren die be-
rühmte Sacher-Torte. Ein Zufall, 
denn an dem Abend, als sein 
Herr, der österreichische Staats-
kanzler Klemens Wenzel Fürst 
von Metternich, den Wunsch nach 
einem besonderen Nachtisch äus-
serte, lag der Küchenchef krank 
im Bett. Sacher, Küchenjunge im 
2. Lehrjahr, entwarf für ihn die 
süsseste Improvisation der Welt.  

Heute, 172 Jahre später, liegt das 
Originalrezept im Safe von Frau 
Gürtler, der Leiterin des renom-
mierten Wiener Hotels Sacher und 
Organisatorin des Wiener Opern-
balls. Das Stück Papier, das die 
Kuchenkunst einst revolutionierte 
und Grundstein für die Geschäfte 
der Sachers und jetzt der ihrigen 
ist, hütet die erfolgreiche Unter-
nehmerin wie ihren Augapfel. 

Elisabeth Gürtler selbst kam vor 
14 Jahren zum Hotel Sacher. 1990, 
als ihr Mann Peter Gürtler ver-
starb, übernahm sie das Manage-
ment des Traditionshauses, das 
ihre Kinder Alexandra und Georg 
geerbt hatten. 

Was exzellenten Service ausmacht, 
lernte die Tochter aus gutem Hau-
se bereits früh im Elternhaus. Mit 
der Gasthaus-Kultur machte sie 
sich durch das Hotel der Familie 
in Seefeld in Tirol vertraut. Das 
1876 von Sachers Sohn Eduard 
gegründete Fünf-Sterne-Hotel ge-
riet 1930 in den Besitz der Gürt-
lers, als diese es in einer Krise 
zusammen mit Familie Siller auf-
kauften. Als Anna Siller, Besitze-
rin der Siller-Anteile, im Jahr 
1962 verstarb, ging das Hotel 
vollständig in den Besitz der Fa-
milie Gürtler über. Heute ist das 
berühmteste Hotel Wiens nur ein 
Teil des Grossimperiums Sacher, 
zu dem ein weiteres Sacher-Hotel 
in Salzburg sowie eine gigantische 
Tortenproduktion (350.000 Stück 
/ Jahr) gehört. Chefkonditor Bux-
baum backt die Torte heute noch 
nach dem Originalrezept. Die Re-
zeptur ist seit 1832 unverändert 
geblieben. Grössten Wert legt 
Frau Gürtler auf das Wörtchen 
„original“, denn mit diesem Ad-
jektiv dürfen sich nur Torten aus 
ihrem Haus schmücken.  

„Frau Diplomkauffrau Gürtler“, 
wie die Hotelleiterin von ihren 
Angestellten ehrerbietig genannt 
wird, hat einen ausgeprägten Ge-
schäftssinn. So schreckte sie bei-
spielsweise nicht davor zurück, 
das ehrwürdige Haus von bislang 
108 auf 150 Zimmer zu erweitern, 
um den hohen Fixkosten höhere 
Erträge gegenüberzustellen.  

Auch den Wiener Opernball, den 
die Powerfrau seit dem Jahr 2000 
verantwortet, möchte sie sowohl 
finanziell als auch medial verkau-
fen. Ian Holender, Direktor der 
Wiener Staatsoper, schlug Frau 
Gürtler vor 4 Jahren als Leiterin 
des gesellschaftlichen Grossevents 
vor. Der damalige Bundeskanzler 
Klima stimmte zu. „Es muss Ih-
nen immer etwas Neues einfal-
len“, so Frau Gürtler. Und so ver-
geht kein Jahr, in dem die Gäs-
teliste nicht für Schlagzeilen sorgt. 

Beifall für ihr Geschäftsgespür er-
hält Frau Gürtler indes längst 
nicht von jedem. So zeigte sich 
selbst Staatsoperndirektor Holen-
der gar nicht erfreut, als sie 2003 
erstmals das Wiener Opernball-
Konzept nach New York ver-
kaufte. Keine Frage: Es wurde 
wieder ein grosser Erfolg !  

Damit nicht genug: „2005 sind 
wir zum ersten Mal in Dubai, zwei 
Wochen nach dem Ball in Wien“, 
weiss Frau Gürtler zu berichten. 
Im neu errichteten, prunkvollen 
Dubai Kongresszentrum geben 
sich 2000 geladene Gäste ein lu-
xuriöses Stelldichein. „1001 Nacht 
trifft Wiener Walzerkultur“, - eins-
zwei-drei, und bitte „links herum“. 

Im Hotel Sacher in Wien kom-
men die Gäste nicht nur in den 
Genuss der unvergleichlichen ös-
terreichischen Gastlichkeit, son-
dern fühlen sich in diesem traditi-
onsreichen, ja legendären Hotel in 
das 19. Jahrhundert zurückversetzt 
- selbstverständlich mit allen An-
nehmlichkeiten eines Top-Hotels. 

Wer im Sacher logiert, fühlt sich 
zurückversetzt in die K. & K. 
Zeiten von Sissi & Franz Joseph. 
„Der Gast soll glauben, der Kaiser 
persönlich könne jederzeit um die 
Eckekommen“, verrät Frau Gürt-
ler ihr Erfolgsrezept. Zitat eines 
prominenten Stammgastes: „Wer 
noch nie im Sacher war, war 
noch nie so richtig in Wien“.  

   

HOTEL  SACHER 
Philharmonikerstrasse 4, A-1010 Wien 

Tel.: +43/1/51456-0  Fax: +43/1/51456-810 
E-mail: hotel@sacher.com    www.sacher.com

     

Frau Dkfm. Elisabeth Gürtler 
wurde am 26. Juni 1999 im Con-
gressCasino Baden/Wien durch 
das EWI mit dem Europa Preis 
„EURO CRYSTAL GLOBE“ 

ausgezeichnet. 

 

http://www.sacher.com
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FR A N KR E ICH UN D D IE E U 

   
CHIRAC WILL 

REFERENDUM   
ZUM EU BEITRITT 

DER TÜRKEI 

 

Medienbeobachtern bot sich in 
den vergangenen Tagen ein Lehr-
beispiel dafür, wie öffentliche Be-
richterstattung in einer idealen 
Welt nicht funktionieren sollte. Ta-
gelang haben Zeitungen und TV-
Anstalten quer durch Europa mit 
aufgeregtem Unterton vermeldet, 
was jeder halbwegs Interessierte 
seit längerem wusste: Dass näm-
lich die Brüsseler Kommission 
den Regierungen der EU werde, 
mit der Türkei Beitrittsverhand-
lungen aufzunehmen. Die Promi-
nenz, die diesem in der Tat wich-
tigen Vorgang zugemessen wur-
de, in Ehren - wäre in dem me-
dialen Getöse nicht eine ebenso 
wichtige, überraschende um nicht 
zu sagen fast schon bedrohliche 
europapolitische Neuigkeit fast 
komplett untergegangen. Frank-
reich will über jede künftige 
EU-Erweiterung ein Referen-
dum abhalten und den Franzo-
sen dieses Anrecht per Verfas-
sungsänderung verbriefen. 

Ende der EU-Erweiterung 

Ein französisches Referendum 
über jeden künftigen Beitritt eines 
Landes zur EU - das wäre eine 
Neuerung von fundamentaler Be-
deutung für die künftige Bere-
chenbarkeit der Europapolitik. 
Derlei Volksbefragungen könnte 
die Expansion der EU nach Os-
ten und Südosten definitiv stop-
pen - mit potenziell verheerenden 
Auswirkungen auf das Verhältnis 
der EU zu ihren Nachbarn, und 
damit auf die gesamte europäische 
Strategie für die Stabilisierung des 
europäischen Grossraums, ein-
schliesslich des Verhältnisses zur 
islamischen Nachbarschaft.  

Man muss sich mal vor Augen 
führen, dass, sollte ein solches Re-
ferendum tatsächlich in die fran-
zösische Verfassung zementiert 
werden, eine Mehrheit der Fran-
zosen den Beitritt der Türken ab-
lehnen könnte, selbst wenn die 
Türkei nach tief greifenden Re-
formbemühungen in 5, 8 oder 10 
Jahren alle EU-Kriterien erfüllt. 

Das Ziel, mit der Aufnahme der 
Türkei Europas Verhältnis zur is-
lamischen Nachbarschaft und den 
eigenen Minderheiten zu entspan-
nen, würde mit einem verheeren-
den, jahrzehntelang nachwirken-
den Schlag ins Gegenteil verkehrt. 

Chirac gab sein atemberaubend 
leichtsinniges Versprechen, damit 
die Franzosen bei der für Okto-
ber 2005 anvisierten Abstimmung 
über die EU-Verfassung diese 
nicht allein deswegen kippen, um 
ihren Widerstand gegen den Tür-
kei-Beitritt zu dokumentieren. In 
den meisten anderen EU-Staaten 
kursiert die heimliche Hoffnung, 
dass Chirac seiner eigenen Ver-
gangenheit treu bleibt und sich 
nach dem Verfassungsreferendum 
aus seinem leichtfertigen Verspre-
chen irgendwie herauswindet. 
Sonst hängt die europäische Stra-
tegie, den instabilen Balkan und 
die labile Türkei per Integration 
in die EU dauerhaft zu befrieden, 
am hauchdünnen Faden der Wäh-
lermehrheit in Frankreich - dem 
Land, das schon der diesjährigen 
Erweiterung der EU mehr Wider-
stand und Skepsis entgegenbrach-
te als jedes andere. 

Frankreich, dass zwar gegen das 
kleine Österreich den Finger er-
hob und Sanktionen anordnete, 
als dort die Haider-Partei (FPÖ) 
als „Juniorpartner“ in die konser-
vative Regierung einzog, im Jahr 
2002 allerdings selbst den Rechts-
radikalen Le Pen bis in die Stich-
wahl für die Amt des Staatspräsi-
denten „tolerierte“.  

Zukunftsangst und Nostalgie 

Die „Grand Nation“, bis vor kur-
zem treibende Kraft in der EU 
und dominierende Macht in Brüs-
seler Kommission und Minister-
rat, fühlt sich heute im Europa 
der 25 nicht mehr zu Hause. Mit 
dem nur logischen Siegeszug der 
EU-Amtssprache Englisch sowie 
eher marktliberal geprägter Wirt-
schaftskonzepte fiel die letzte 
Bastion, welche Frankreich noch 
ab und zu das Gefühl vermittelte, 
seine Ideale zu exportieren. 

Auch deshalb prägt heute eine in-
tellektuell lähmende Mischung 
aus Zukunftsangst und Nostalgie 
das Denken der meisten Franzo-
sen, die sich mit Europapolitik 
beschäftigen. Nicht zu Unrecht 
sieht und fürchtet die politische 
Elite einen fortschreitenden Ein-
flussverlust bei jeder weiteren 
Ausdehnung der EU nach Osten. 
Noch immer klammern sich 
manche westlich des Rheins an 
den Traum eines Europas karolin-
gischen Zuschnitts, mit Paris als 
leicht dominierender Hauptstadt.  

Zur Sorge um den Einflussverlust 
tritt ein weiteres, weitaus irrationa-
leres Motiv hinzu: das jahrhun-
dertealte, auf den Merkantilisten 
Jean-Baptiste Colbert zurückge-
hende Misstrauen der Franzosen 
gegen die eigene Fähigkeit, im frei-
en Welthandel ökonomisch erfolg-
reich bestehen zu können. Man-
gelndes Selbstvertrauen in die 
eigene ökonomische Stärke nährt 
auch die Furcht vor einer weite-
ren Öffnung Europas.  

Wenn diese Stimmung sich fest-
frisst, weil etwa weitere Firmen in 
Billiglohnländer abwandern und 
Frankreichs Politpopulisten dies 
zu anti-europäischer Propaganda 
nutzen, könnte Chiracs Referen-
dum-Versprechen noch den Tag 
markieren, an dem die Stabilisie-
rung des Kontinents an Frank-
reich gescheitert ist.  
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D E UT S CH L A N D 

   
KAMPF DER 

„OPELANER“ 
GEGEN DIE 
JOBKILLER            

AUS DETROIT 

  

Wenn grosse Unternehmenslenker 
wie die von General Motors Ent-
scheidungen treffen und kleine 
Arbeiter und Angestellte sich da-
gegen wehren, stehen die Politi-
ker abseits. Sie reden nur. Was 
sollen sie sonst tun? Sie haben 
sich nach der letztlich nutzlosen 
Rettungsaktion des Kanzlers bei 
Holzmann selbst die Hände ge-
bunden. Es gibt kein Geld, nie, 
unter keinen Umständen, um ir-
gendwelche Standorte zu begün-
stigen, sagen sie. Die Politiker re-
den, weil sie gefragt werden, und 
weil sie das Reden gewohnt sind.  

Politikerrede kann auch schädlich 
sein. Nur als Beispiel sei heraus-
gegriffen, dass NRW-Ministerprä-
sident Peer Steinbrück die „Opel-
aner“ in Bochum zum Bravsein 
aufforderte, als diese - entsetzt 
über die Schreckensnachrichten - 
zum ersten Mal die Arbeit nieder-
legten. Seht euch vor, mahnte da 
ihr Landesvater, die ganz grossen 
Bosse im fernen Detroit hätten 
ein feines Gespür dafür, welcher 
ihrer Arbeiter brav und welcher 
aufmüpfig sei. Es könne sein, 
dass Letzterer den Arbeitsplatz 
zuerst verlieren werde. Steinbrück 
machte sich hier zum Sprachrohr 
der Drohstrategie der GM-Zen-
trale. Die besteht u.a. darin, die 
einzelnen Standorte gegeneinan-
der in Konkurrenz treten zu las-
sen, wobei der schlechteste mit 
dem Tode bestraft wird. 

Steinbrücks Vorgänger im Amt 
des Ministerpräsidenten, der heuti-
ge Wirtschafts- und Superminister 
Wolfgang Clement, bewertet es 
als positiv, dass sich alle Beteilig-
ten einig seien, es handele sich bei 

Opel/ GM um ein „Kostenpro-
blem“. Er stellt sich mit diesem 
Urteil die Lage zwar nicht kom-
plett falsch, aber doch schief dar. 
Fakt ist, die GM-Führung in De-
troit beabsichtigt, am Standort 
Deutschland 10.000 der 32.000 
Arbeitsplätze zu streichen. In Bo-
chum sollen zunächst 4000 der 
knapp 10.000 Arbeitsplätze abge-
baut werden. Da ist es verständ-
lich, dass die Belegschaft im er-
sten Schock die Arbeit niederlegte. 
Wie anders als durch Streik kön-
nen die Manager dazu bewegt 
werden, Entscheidungen noch 
einmal zu überdenken?  

GM hat mehr Fehler gemacht 
als die Konkurrenz 

Noch sind die europäischen Wer-
ke bei GM so aufeinander abge-
stimmt, dass das Werk Bochum 
eine zentrale Lieferantenrolle hat. 
Das Werk ist relativ alt, die Ma-
schinen weitgehend abgeschrie-
ben. Auch deshalb schien es bis-
her günstig, dort mit Vollauslas-
tung zu produzieren. Von Voll-
auslastung kann in den anderen 
europäischen GM-Standorten je-
doch nicht die Rede sein. Den 
Worten des GM-Chefs in Euro-
pa, Fritz Henderson, und des 
Opel-Aufsichtsratschefs, Carl-Pe-
ter Forster, ist zu entnehmen, 
dass sie die Nachfrage nach Autos 
generell und die nach GM-Autos 
speziell höher eingeschätzt hatten. 
Besonders die schwache Konsum-
nachfrage in Deutschland macht 
der Firma zu schaffen.  

Stagnierende Einkommen bei den 
mittleren und unteren Schichten 
drücken den Absatz von Mittel- 
und Kleinfahrzeugen. Mit der 
Fehleinschätzung des Absatzes 
sind die GM-Manager nicht allein. 
Aber sie scheinen auch sonst Feh-
ler gemacht zu haben. Experten 
aus der Autobranche weisen auf 
die hohe Fluktuation in der Chef-
etage bei Opel und in der Euro-
pa-Zentrale hin, sie geisseln die    

verfehlte Modellpolitik, die zusätz-
lich zur generell unerfreulichen 
Marktlage auch Marktanteile ge-
kostet hat. Ausserdem liege die 
Planung der Produktion in Euro-
pa hinter der des Konkurrenten 
Ford um etwa drei Jahre zurück. 
Das sei ein Grund für die - relativ 
zur Konkurrenz - hohen Kosten.  

Das Management                 
soll Klartext reden 

Wenn diese Beurteilung der GM-
Managementleistung zutrifft, be-
steht kein Anlass, den jetzt ge-
fassten Streichungsplan als von 
vornherein klug und vernünftig 
zu charakterisieren. Das Mindeste 
wäre, dass das GM-Management 
den Plan umfassend begründet. 
Da wäre es hilfreich, wenn Klar-
text geredet würde. Stattdessen 
stellt die Europa-Spitze des Kon-
zerns eine jährliche Kostensen-
kung von 500 Millionen Euro als 
Ziel in den Vordergrund. 

Das sieht unangenehm aus, klingt 
aber immer noch netter als „Ka-
pazitätskürzung“. Denn darum, 
und nur darum geht es. Unge-
nutzte Kapazitäten sind an sich 
teuer. Das ist der triviale, aber 
dennoch richtige Lehrsatz der 
Betriebswirtschaftslehre. Der jetzt 
bei GM entwickelte Kürzungs-
plan zeigt, dass das Management 
die Hoffnung aufgegeben hat, 
den Absatz in Richtung Produk-
tionskapazität zu erhöhen. Statt-
dessen wird jetzt die Kapazität an 
den mässigen Absatz angepasst. 
Sehr spät, zu spät? Darum geht 
es. Da hilft keine Lohnkürzung.  

Die IG Metall, der Opel-Betriebs-
rat und die Belegschaft in Bo-
chum wissen selbst, was von 
Steinbrücks und Clements Wor-
ten zu halten ist. Sie wissen auch, 
wie begrenzt ihre Handlungs-
spielräume sind. Man muss die 
Politiker aber ermahnen, durch 
schräge Sprüche diese Spielräume 
nicht noch weiter einzuengen.   
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DER DEUTSCHE 

STEUERDSCHUNGEL 

 
Wenn Rosemarie Portner sich in 
ihrem Leben mit etwas so richtig 
ausgiebig beschäftigt hat, dann ist 
es das deutsche Steuerrecht. Die 
Rheinländerin hat ihre Doktorar-
beit über die Besteuerung von Ak-
tienoptionen geschrieben, sie hat 
unter Theo Waigel im Finanzmini-
sterium Steuergesetze formuliert 
und arbeitet heute in einer renom-
mierten Bonner Steuerkanzlei. 

Rosemarie Portner glaubte also, 
viel über die Materie zu wissen; 
auf jeden Fall genug, um sich mit 
der Finanzbürokratie anlegen zu 
können. Der Anlass: Die 52-Jäh-
rige mochte partout nicht einse-
hen, dass sie die 42.000 Euro Re-
novierungskosten für ihre vermie-
tete Eigentumswohnung nicht so-
fort voll auf ihre Steuerschuld an-
rechnen konnte. Die Finanzbeam-
ten meinten, sie könne die Sum-
me nur über 50 Jahre verteilt steu-
ermindernd geltend machen und 
beriefen sich dabei auf lange Jahre 
ausgeübte Sitten und Amtsgebräu-
che. Die Juristin zog mit ihrer 
Steuerakte vor Gericht - Anfang 
1998. Seither führen Frau Portner 
und die Herren aus der Finanzbe-
hörde einen erbitterten Kleinkrieg. 

Im Herbst 2001 schien die Juris-
tin die Oberhand zu gewinnen. 
Die Richter des Bundesfinanz-
hofs, Deutschlands höchste In-
stanz in Steuerfragen, hatten in 
zwei ähnlichen Fällen die langjäh-
rige Verwaltungspraxis für rechts-
widrig erklärt und deutlich höhere 
Steuergutschriften für Renovie-
rungskosten vermieteter Wohnun-
gen zugelassen. Die Urteile halfen 
der Juristin allerdings nicht weiter. 
Da die Urteile noch nicht im 
Bundessteuerblatt veröffentlicht 
waren, konnten die Finanzbeam-
ten weiter auf stur schalten.  

Auch als die Oberfinanzdirektio-
nen München und Nürnberg die 
Urteile per Verwaltungsdekret um-
zusetzen begannen, rückte die 
Bonner Behörde nicht von ihrer 
Verweigerungshaltung ab. Dies-
mal allerdings lieferten die Beam-
ten eine völlig neue Begründung: 

Da die Bundesregierung ein Ge-
setz vorbereite, dass die Urteile 
des Bundesfinanzhofes aufheben 
und die gekippte Verwaltungsan-
ordnung wieder in Kraft setzen 
sollte, würden bis zum Inkrafttre-
ten der Novelle sämtliche Altfälle 
ruhen, nach dem Motto: Wir war-
ten so lange mit der Bearbei-
tung, bis die Gesetzeslage wie-
der so ist, dass wir abkassieren 
können. Das war im Dezember 
2002. Zwischenzeitlich hat Berlin 
das strittige Gesetz tatsächlich ge-
ändert - doch Frau Portner wartet 
noch immer auf einen Prozess-
termin. Rechtsstaatliche Normen 
sind offenbar stark dehnungsfä-
hig, wenn es ums Geldeintreiben 
geht. Da werden höchstrichterli-
che Urteile ignoriert. Da wird an 
rechtlichen Vorschriften, die nicht 
passen, so lange gewerkt, bis sie 
eben passend sind. Hauptsache, 
der Fiskus hat am Ende Recht. 

118 Gesetze, 87 Verordnungen 
und knapp 100.000 Verwal-
tungsvorschriften ist das deut-
sche Steuerrecht schwer. Die 
Paragrafen, Klauseln und Dienst-
anweisungen kollidieren immer öf-
ter mit Verfassung oder Europa-
recht, nicht selten widersprechen 
sie sich. Ein unverständliches 
Mammutwerk, das längst ein 
unkontrollierbares Eigenleben 
führt und reichlich Anlass bie-
tet für Ärger, Zank und Streit. 

Selbst Spezialisten haben mittler-
weile den Überblick verloren. Und 
davon, dass der normale Steuer-
bürger die rechtlichen Grundlagen 
seines Steuerbescheides versteht, 
wie es die Verfassungsrichter for-
dern, redet ohnehin keiner mehr. 

„Mit jeder Unterschrift unter 
eine Steuererklärung fordert der 
Staat etwas, das die Bürger aus 
eigenem Verstehen nicht leis-
ten können“, sagt der Steuerpro-
fessor und ehemalige Verfassungs-
richter Paul Kirchhof: „Das Steu-
errecht ist mittlerweile so kom-
pliziert geworden, dass man 
seine Steuerformulare eigent-
lich nur noch unter Vorbehalt 
unterschreiben kann.“ 

Das System hat die Grenzen 
logischen Denkens längst ver-
lassen. Das deutsche Steuer-
recht ist mittlerweile zur Ar-
beitsbeschaffungsmassnahme 
ganzer Heerscharen exzellent 
bezahlter Steuerberater, Steuer-
juristen und Steuerstrafvertei-
diger geworden, die jede noch 
so kleine Nische ausleuchten. 
Wer es ohne diese teuren Hel-
fer versucht, der wird, so fürch-
tet der Vorsitzende der deutschen 
Steuergewerkschaft, Ondraczek, 
schnell Bekanntschaft mit dem 
Strafrecht machen. Zumindest 
bringt das deutsche Steuerrecht 
die bizarrsten Geschichten hervor. 

Warum Rainer Feiden in die Ma-
schinerie des Fiskus geriet, hat 
dem Bankangestellten bis heute 
noch keiner vernünftig erklären 
können. Seit acht Jahren führt der 
42-Jährige schon seinen Kampf 
gegen das Finanzamt St. Goar am 
Rhein. Der Alptraum begann im 
Frühjahr 1993, als die Feidens be-
schlossen, sich am Bau eines 
Mehrfamilienhauses zu beteiligen. 
Der weitere Verlauf der Geschich-
te ist zunächst nicht ungewöhn-
lich. Alles geriet teurer als geplant, 
und irgendwann wurde es eng mit 
der Finanzierung. Die Feidens 
mussten, noch bevor das Haus 
bewohnbar war, drei ihrer sieben 
Wohnungen verkaufen. Weil der 
Bankangestellte das Unheil kom-
men sah, hatte er sich zuvor beim 
zuständigen Finanzamt erkundigt, 
ob er beim Verkauf mit einer 
Steuerforderung rechnen müsse.  
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Die Antwort war ein klares Nein, 
das er wenig später noch einmal 
per Fax bestätigt bekam. Umso 
grösser war die Überraschung, als 
Feiden im Frühsommer 1996 
doch ein Bescheid über € 70.000 
Gewerbe- und Einkommensteuer 
ins Haus flatterte. Die Beamten 
hatten - entgegen ihrer ersten 
Auskunft - beschlossen, Feiden 
als gewerblichen Grundstücks-
händler zu behandeln. Dabei gin-
gen sie grosszügig darüber hin-
weg, dass Deutschlands oberste 
Finanzrichter in vergleichbaren 
Fällen ganz anderer Meinung sind. 
Jeder Bundesbürger, so ent-
schied der Bundesfinanzhof, kann 
drei Häuser oder Wohnungen 
verkaufen, ohne dafür Gewer-
besteuer zahlen zu müssen. 
Dieses Urteil, so bekam Feiden 
zu hören, sei auf ihn nicht an-
wendbar, warum, wurde ihm ver-
schwiegen. Feiden legte Wider-
spruch ein, seither hängt der Fall 
beim zuständigen Finanzgericht. 
Dort gehört er eigentlich nicht 
hin. Laut Anweisung von Bun-
desfinanzminister Eichel müssen 
die Steuerbehörden bei strittigen 
Immobiliengeschäften, die bis Ju-
ni 2002 abgewickelt wurden, auf 
die Steuer verzichten (Gz: IV A 6 
- S 2240 15/ 03). Aber das inter-
essiert im besagten Finanzamt of-
fenbar niemanden. Kommentar 
der Beamten zur Note ihres ober-
sten Dienstherrn: „Das Schrei-
ben des Bundesministers der 
Finanzen bindet uns nicht.“  

Beamtenwillkür ! Für seinen An-
walt ist diese Causa nicht die Aus-
nahme sondern die Regel: „Un-
scharfe Gesetze erzeugen enor-
me Grauzonen, die den Behör-
den grossen Spielraum geben.“ 
Dieser wird häufig zulasten 
der Steuerzahler ausgelegt. Die 
Erlasse aus dem Bundesfinanzmi-
nisterium, die eigentlich für die 
Klarstellung der komplex und un-
verständlich formulierten Para-
grafen sorgen sollen, vergrössern 
die Verwirrung noch. 

So eröffnet der jüngste 14 Seiten 
starke Erlass zum gewerblichen 
Grundstückshandel (Gz: IV A 6 - 
S 2240 46/ 04) die nächste Front. 
Danach müssen nun auch Zeich-
ner geschlossener Immobilien-
fonds fürchten, als professionelle 
Immobilienhändler eingestuft und 
mit Gewerbesteuerbescheiden ein-
gedeckt zu werden. Welch eine 
Kehrtwende. Bis Ende der 90er 
Jahre lockte die Bundesregierung 
Investoren mit üppigen Steuervor-
teilen in den Osten. Sie sollten 
mit Beteiligungen an Bürotürmen 
und Einkaufszentren die herbei-
gesehnten blühenden Landschaf-
ten vorbereiten. Von gewerbli-
chem Grundstückshandel und da-
mit verbundenen Steuern war nie 
die Rede. Auch bei Konstruktio-
nen, die nach dem Zusammen-
bruch der ostdeutschen Immobi-
lienmärkte das Geld der Anleger 
in die USA umleiteten, war die 
Profi-Abgabe niemals ein Thema. 

Diese Zusagen sollen nun nicht 
mehr gelten. Wenn ein Fonds 
künftig eines seiner Objekte ver-
kauft, könnte Gewerbe- und Ein-
kommensteuer fällig werden. Und 
dabei ist es völlig gleichgültig, ob 
der Fonds erst nach Inkrafttreten 
des Erlasses aufgelegt oder bereits 
Mitte der 90er Jahre verkauft wur-
de. Damit droht nun Steuerspa-
rern Ost eine teure Überraschung 
vom Finanzamt. Die Anleger wer-
den wohl bezahlen oder gegen ih-
re Steuerbescheide klagen müs-
sen. Einen anderen Ausweg gibt 
es nicht - ihre Anlageentschei-
dung aus den 90er Jahren können 
sie jedenfalls nicht widerrufen. 

„Der Fiskus nimmt den Bür-
gern mit solchen Erlassen und 
Verfügungen jede Planungssi-
cherheit“, zürnt Joachim Lang, 
Professor für Steuerrecht in Köln: 

„Keiner kann sich mehr darauf 
verlassen, dass morgen nicht 
versteuert werden muss, das 
gestern noch steuerfrei war.“   

Eine Falle, in die auch ein Rent-
ner geriet. Für ein 1990 erworbe-
nes Grundstück suchte der pen-
sionierte Polizeibeamte Anfang 
1998 einen Käufer. Es dauerte 
über ein Jahr, bis der Handel zu-
stande kam - steuerfrei, wie er zu-
nächst dachte. Zwischenzeitlich 
aber hatte man es sich in Berlin 
anders überlegt. Die Spekulati-
onsfrist für den Verkauf von 
Wohnungen oder Häusern wur-
de mit Wirkung zum 1.1.1999 
von 2 auf 10 Jahre erhöht. Der 
Pensionär bekam einen Steuerbe-
scheid von € 146.000. Der Fall 
ging bis vor den Bundesfinanz-
hof. Eine solche Steuerforderung 
verstosse gegen das Grundgesetz, 
befanden die Richter und reichten 
die Akten an das Bundesverfas-
sungsgericht weiter. Nun wird in 
Karlsruhe entschieden, ob der 
Pensionär, der nach altem Recht 
das Grundstück lange genug be-
sessen hatte, um es steuerfrei ver-
kaufen zu können, per rückwir-
kender Gesetzesänderung zur 
Kasse gebeten werden darf. 

„Mitunter verstösst die Erhe-
bung von Abgaben so eklatant 
gegen jede Logik, dass das ge-
samte Steuergesetz von vielen 
nur noch als Instrument des 
Steuereintreibens um jeden 
Preis wahrgenommen wird. In 
Einzelfällen führt die konse-
quente Anwendung von Recht 
und Gesetz dazu, dass es um 
die finanzielle Existenz des 
Steuerzahlers geht“, meint Marc 
Jülicher von Steuerkanzlei Flick 
Gocke Schaumburg: 

Wie im Fall eines Unternehmers: 
Der Mann hatte ein grosses Ak-
tiendepot geerbt, konnte die Pa-
piere jedoch nicht sofort ver-
kaufen, weil ihm eine Klausel des 
Testaments eine lange Sperrfrist 
vorschrieb. Während des Börsen-
crashs löste sich der Wert des De-
pots fast in Nichts auf. Das Fi-
nanzamt allerdings beharrte auf 
seiner Forderung.  
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Die Beamten berechneten die Erb-
schaftsteuer auf Basis des Werts 
zum Todeszeitpunkt des Erblas-
sers. Als die Aktien verkauft wer-
den konnten, reichte der Erlös bei 
weitem nicht aus, um die Steuer-
schuld zu begleichen. Den Rest 
versuchte das Finanzamt per Ge-
richtsvollzieher aus dem Privat-
vermögen des Erben einzutreiben. 

Ähnlich drastische Erfahrungen 
mit der Steuerbürokratie mussten 
auch Mitarbeiter eines Frankfur-
ter Hightech-Unternehmens ma-
chen. Die Truppe hatte ihrem Ar-
beitgeber noch vor dem Börsen-
gang im Juli ´99 Aktien zum Preis 
von umgerechnet € 32 abgekauft. 
Viel zu wenig, fanden die Beamten 
des zuständigen Finanzamts. Weil 
der Kurs nach dem IPO extrem 
gestiegen sei, hätten die Beleg-
schaftsmitglieder mindestens das 
Fünffache dieses Kurses bezahlen 
müssen. Die Differenz zwischen 
den ursprünglich bezahlten € 32 
und den am Finanzamtsschreib-
tisch hochgerechneten € 170 soll-
ten die Mitarbeiter nun als geld-
werten Vorteil versteuern. Alle be-
kamen Steuerbescheide zwischen 
€ 4500 und € 55.000. Obendrein 
wurde gegen die vermeintlichen 
Steuerhinterzieher ein Strafverfah-
ren eingeleitet. Bittere Ironie an 
der Geschichte: Als die Börse 
noch boomte, hat kaum einer der 
Betroffenen Kasse gemacht. Heu-
te sieht es so aus, als ob die Leute 
ihr New-Economy-Abenteuer viel 
zu teuer bezahlt hätten - die Aktie 
pendelt nur noch um € 1,50. 

Die Akzeptanz des Steuersystems 
geht gegen null. Dem Fiskus ein 
Schnäppchen zu schlagen gilt als 
legitim, Trickserei als Notwehr ! 
Zehntausende dürften die Speku-
lationssteuer auf Börsengewinne 
der 90er Jahre schuldig geblieben 
sein. Nur wer die Spalten für 
Kursgewinne in der Steuererklä-
rung ausfüllte, musste auch zah-
len. Die Finanzämter waren somit 
nicht in der Lage, Schwindlern 
auf die Spur zu kommen. 

Der renommierte Steuerrechtler 
Klaus Tipke gehörte zu den we-
nigen, die zahlten. Aber für eine 
„Dummensteuer“ wollte er sich 
nicht zur Kasse bitten lassen. Der 
emeritierte Hochschullehrer klag-
te bis zum Bundesverfassungsge-
richt und bekam sein Geld zu-
rück. Wenn der Staat eine Steuer 
erhebt, die seine Beamten nur 
von einer Minderheit einfordern, 
dann ist das, so die Botschaft aus 
Karlsruhe, verfassungswidrig. 

In den kommenden Monaten 
stehen eine Reihe von Regeln auf 
dem richterlichen Prüfstand. Der 
Bund der Steuerzahler treibt 16 
Musterprozesse gegen verfas-
sungsrechtlich bedenkliche Vor-
schriften voran. Doch selbst wenn 
die Klagen durchgehen - am tägli-
chen Steuerirrsinn in den Finanz-
ämtern wird sich aus zwei Grün-
den wenig ändern. 

1. Müssen die Beamten die Rich-
tersprüche erst befolgen, wenn 
sie im Bundessteuerblatt veröf-
fentlicht wurden - was sich über 
Jahre hinziehen kann.  

2. Kann der Bundesfinanzminister 
Urteile, die ihm nicht passen, 
per Nichtanwendungserlass fast 
wirkungslos machen und so die 
von den obersten Steuerrich-
tern gerügten Regeln praktisch 
wieder in Kraft setzen - so, als 
hätte es nie ein Urteil gegeben.  

Über vierzig (!?) Bundesfinanzhof-
Sprüche hat Finanzminister Eichel 
in den vergangenen 5 Jahren auf 
diese Weise kassiert. Die Folge: 
immer neue Prozesse. 

Gut 77.000 Verfahren sind der-
zeit bei deutschen Finanzge-
richten anhängig. Manchmal 
kommt aber die Hilfe der Richter 
eben auch zu spät. 

Wie etwa bei dem Geschäftsfüh-
rer eines Möbelherstellers. Als er 
vom Finanzgericht bescheinigt 
bekam, stets ausreichend Steuern 
abgeführt zu haben, sass er be-
reits im Gefängnis. 

Zwei Jahre zuvor hatte das Land-
gericht den Manager in einem 
Strafprozess wegen Steuerhinter-
ziehung in Millionenhöhe für 
zwei Jahre und sechs Monate ins 
Gefängnis geschickt. Das Urteil 
war bereits rechtskräftig. 

Doch selbst wenn der Finanzmi-
nister einmal klein beigibt und 
dem Steuerzahler entgegenkommt 
- wie im Streit um die vor der 
Zinssteuer ins Ausland gebrach-
ten Milliardensummen - geht es 
nicht ohne unerwünschte Neben-
wirkungen ab. 

• Anstatt wie beabsichtigt nur 
Schwarzgeld von Schweizer 
und Luxemburger Konten 
zurückzuholen, profitieren 
nun auch Andere von den Re-
geln des Amnestiegesetzes. 
Bauunternehmer, die über 
Jahre Schwarzarbeiter be-
schäftigt haben, oder Hand-
werker, die Dienstleistungen 
ohne Quittung abrechnen. 

Die Angebote für legale Schwarz-
geldwäsche sind grosszügig: 

• Im besten Fall werden nur 5%  
der dem Fiskus verschwiege-
nen Einkünfte fällig. Auf die 
in solchen Fällen üblichen 
Verzugszinsen verzichtet der 
Fiskus sogar komplett. 

• Es gibt Steuerzahler, die, 
wenn sie sich als Steuerhin-
terzieher bezichtigen, gün-
stiger davonkommen, als 
wenn sie nachzuweisen ver-
suchen, dass sie den Fiskus 
nicht betrügen wollten, son-
dern nur versehentlich Feh-
ler gemacht haben. 

„Wo ich früher vor Gericht ver-
sucht hätte, die Unschuld meiner 
Mandanten zu beweisen, rate ich 
inzwischen, auch über Selbstbe-
zichtigung nachzudenken. Wer 
sich selbst kriminalisiert, kommt 
günstiger davon - das ist Steuer-
recht paradox“, so ein bekannter 
deutscher Steuerstrafverteidiger. 
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… IHR UMGANG       

MIT GELD ! 

 
Fast die Hälfte der Deutschen 
meidet finanzielle Fragen und 
fühlt sich im Umgang mit Geld 
überfordert. Das ergab eine Stu-
die der Commerzbank. Besonders 
verheerend: Gerade junge Men-
schen schieben den Gedanken an 
Vermögensbildung und Renten-
vorsorge allzu gerne beiseite. 

Insgesamt 8 so genannte Geldty-
pen charakterisiert die Commerz-
bank-Studie „die Psychologie des 
Geldes“. Auch wenn die Bezeich-
nungen lustig klingen mögen, die 
Kernaussage der Studie ist er-
nüchternd. Denn allein 45 % der 
Bevölkerung fallen ausgerechnet 
in jene 3 Kategorien, die von be-
sonders grossen Berührungsäng-
sten im Umgang mit finanziellen 
Fragen geprägt sind. „Überfor-
derte“, „leichtfertige“ und „be-
scheidene“ Geldtypen vermeiden 
am liebsten jede Auseinanderset-
zung mit dem Thema Geld.  

Das Marktforschungsinstitut Si-
nus Sociovision hat 1000 Bundes-
bürger im Alter zwischen 18 und 
65 Jahren nach ihrer Einstellung 
zum Geld und ihrem Umgang mit 
den privaten Finanzen befragt. 
Die Ergebnisse stimmen wenig 
optimistisch. Nicht einmal ein 
Fünftel der Bevölkerung, so das 
Ergebnis, begegnet Geld dagegen 
im Alltag unbefangen und mit 
Spass und Interesse.  

Hemmschwellen müssen 
abgebaut werden 

„Ein brisantes Ergebnis ange-
sichts von 3 Millionen Haushalten 
in Deutschland, die schon heute 
ihren Zahlungsverpflichtungen 
nicht mehr nachkommen kön-
nen“, sagt Stefan Hradil, Profes-
sor für Soziologie an der Uni 
Mainz, der die Studie begleitet hat.  

„Gerade diese Betroffenen haben 
häufig eine resignative Einstellung 
zu Gelddingen“, so Hradil. „Doch 
die ist eine Auswirkung ihrer wirt-
schaftlichen Lage und gleichzeitig 
auch eine Ursache dafür, dass es 
nicht besser wird.“ 

„Die negative Grundhaltung vie-
ler Menschen gegenüber Finanz-
themen führt oft dazu, dass die 
Betroffenen das Thema verdrän-
gen und dann schneller in eine fi-
nanzielle Schieflage geraten kön-
nen, wenn unvorhersehbare Erei-
gnisse eintreten“, warnt Thomas 
Heinrich, Leiter des Commerz-
bank-Ideenlabors, das die Studie 
in Auftrag gab. 

Dabei wird ein eigenständiges En-
gagement in finanziellen Dingen 
immer wichtiger. Angesichts tief 
greifender Sozialreformen sehen 
sich immer mehr Menschen mit 
der Aufgabe konfrontiert, ihre fi-
nanzielle Zukunft selbst zu ge-
stalten. „Die Hoffnung trügt, dass 
die nachwachsende Generation 
darauf ausreichend vorbereitet 
ist“, konstatiert Soziologe Hradil. 
Gerade in der Gruppe der „Über-
forderten“ liegt der Anteil jünge-
rer Menschen zwischen 20 und 
29 Jahren überdurchschnittlich 
hoch, ergab die Studie. 

Eine gewaltige Herausforderung - 
nicht nur für die Kundenbetreu-
ung der Banken. Die Studie be-
legt, dass die Geldhäuser nicht nur 
mehr Gewicht auf eine individuel-
le Betreuung jedes einzelnen Kun-
den legen, sondern bei vielen zu-
erst grosse Hemmschwellen ab-
bauen müssen. 

Soziologe Hradil sieht neben den 
Banken aber vor allem die diver-
sen Bildungsträger und staatlichen 
Institutionen in der Bringschuld. 
„Man kann nicht ständig finanzi-
elle Aufgaben auf den Einzelnen 
verlagern und dabei ignorieren, 
dass viele Menschen gar nicht die 
mentalen Voraussetzungen besit-
zen, diese Aufgaben zu leisten.“  

Acht Geldtypen im Überblick:  

1) Der Souveräne 

Der souveräne Typ hat ein un-
eingeschränkt positives und auf-
geschlossenes Verhältnis zum 
Geld. 11 % der Befragten ordnet 
die Commerzbank-Studie ihm zu 
– überwiegend Männer, schwer-
punktmässig im Alter zwischen 
40 und 59 Jahren. Seine eigenen 
finanziellen Angelegenheiten hat 
der Souveräne vollkommen im 
Griff. Er ist davon überzeugt, 
selbst aktiv für die Vermehrung 
seines Vermögens sorgen zu müs-
sen. Den Ratschlägen von Fi-
nanzberatern traut er nicht, im 
Gegenzug wird er in Geldfragen 
überdurchschnittlich häufig um 
Rat gefragt. Die Studie rät ihm 
deshalb auch, „seine positive Ein-
stellung und sein Wissen mit an-
deren Menschen, die mehr Be-
rührungsängste in Geldfragen ha-
ben, zu teilen.“ 

3) Der Ambitionierte 

Dieser Geldtyp repräsentiert die 
kleinste Bevölkerungsgruppe – 
gerade einmal 7 % der Befragten. 
Der Ambitionierte redet gern 
über Geld auch mit Freunden 
und Bekannten. Der Ambitionier-
te versammelt den höchsten Män-
neranteil der Studie. „Nur wenn 
man Geld hat, lässt sich das Le-
ben richtig geniessen“, lautet sein 
Lebensmotto. Deshalb richtet er 
sein Leben stark am finanziellen 
Erfolg aus und ist bereit, dafür 
auch grössere Risiken einzugehen. 
Er versucht selbst dafür zu sor-
gen, dass immer genug Geld vor-
handen ist. Die Marktforscher se-
hen den ambitionierten Geldty-
pen deshalb gefährdet, allzu viel 
Risiko einzugehen. „Wer hoch 
fliegt, kann auch tief fallen“, 
warnen sie.     
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3) Der Vorsichtige 

Wichtigstes Kriterium in Finanz-
fragen ist für den „vorsichtigen“ 
Geldtypen der „rationale Umgang 
mit Geld“. Er setzt auf bewusste 
und risikoarme Vermögenspla-
nung und Altersvorsorge. Sorgen 
um seine finanzielle Zukunft 
macht er sich nicht, Fatalismus ist 
ihm ein Fremdwort. Immerhin 
11% der Bevölkerung fallen in 
diese Kategorie - gleichmässig ver-
teilt auf Männer und Frauen mit 
überdurchschnittlichem Einkom-
men und hohen Bildungsstand. 
Der Vorsichtige legt wenig Wert 
darauf, sich ständig aktiv um sein 
Vermögen zu kümmern. So wählt 
er eher sichere und langfristige 
Anlageformen, legt jeden Monat 
eine feste Summe beiseite. Bis-
weilen verpasst er dabei aber auch 
Chancen. „Der Vorsichtige sollte 
darüber nachdenken, dass auch 
Geld, das er nicht verdient, ob-
wohl er es risikolos hätte ver-
dienen können, einen finanziellen 
Verlust bedeutet“, so die Studie. 

4) Der Pragmatiker 

„Geld hat in unserer Gesellschaft 
einen viel zu hohen Stellenwert“, 
lautet die häufigste Kritik der 
Pragmatiker. Mit rund 16 % Be-
völkerungsanteil gehören sie zu 
den 3 häufigsten Geldtypen. Da-
bei zählen sie häufig zur Alters-
gruppe zwischen 20 und 39 Jah-
ren. Im Mittelpunkt ihrer Ausein-
andersetzung mit Finanzen steht 
die Suche nach neutralen Infor-
mationen – in Fachzeitschriften, 
im Internet und im sozialen Um-
feld. Sie haben eine kritische Ein-
stellung gegenüber Geld, das sie 
nicht für eine zwingende Voraus-
setzung halten, um gut zu leben. 
Entsprechend gering ist auch ihre 
Bereitschaft, sich aktiv um ihre 
finanzielle Zukunft zu kümmern. 
Dabei, so mahnt die Studie, 
könnten sie mit etwas mehr Ein-
satz, ihre finanziellen Möglichkei-
ten viel besser ausschöpfen. 

5) Der Delegierer 

Überwiegend Frauen im Alter 
zwischen 30 und 39 Jahren ord-
nen die Marktforscher dem Geld-
typ des Delegierers zu – aber 
immerhin ein Zehntel der Befrag-
ten. Sie verfügen über ein leicht 
unterdurchschnittliches Einkom-
men. Delegierer sähen es am lieb-
sten, wenn sie sich um finanzielle 
Angelegenheiten gar nicht küm-
mern müssten. Sie überlassen die-
se Aufgabe lieber Fachleuten, de-
nen sie grosses Vertrauen entge-
genbringen. Ursache für dieses 
Desinteresse ist auch das Gefühl, 
im grossen Angebot an Finanzin-
formationen und –produkten 
nicht mehr durchzublicken. Die 
Studie warnt ausdrücklich davor, 
die Kontrolle über ihre finanzielle 
Situation völlig aus der Hand zu 
geben. „Nur wer eigenes finan-
zielles Wissen besitzt, kann die 
Vorschläge der verschiedenen Rat-
geber auch beurteilen.“ 

7) Der Bescheidene 

Bescheidenheit ist nicht immer 
eine Zier. In Geldfragen, so ur-
teilt die Commerzbank-Studie, ist 
sie bisweilen sogar gefährlich. Im-
merhin 10 % der Bevölkerung 
zählt die Studie zum bescheide-
nen Geldtyp – vorrangig ältere 
und weniger gebildete Menschen. 
Bezeichnend sei für sie vor allem 
„Passivität und der Wunsch nach 
staatlicher Fürsorge“, so die Stu-
die. Ihre Empörung, dass „die Er-
rungenschaften des Sozialstaats 
immer weiter gekürzt werden“, 
sei dementsprechend gross. Geld 
sehen die Bescheidenen als sehr 
persönliches Thema an, über das 
sie am besten gar nicht oder nur 
ungern reden. Die Studie rät des-
halb, sich dem Thema Geld mehr 
zu öffnen. Vor dem Hintergrund 
eines tief greifenden Umbaus der 
Sozialsysteme sei mehr Eigenini-
tiative dringend erforderlich.   

7) Der Leichtfertige 

Besonders riskant lebt der leicht-
fertige Geldtyp. Mit einem Anteil 
von 16 % repräsentiert er aber 
eine der 3 grössten Gruppen. Der 
Leichtfertige ist häufig älter als 50 
und verfügt über ein einfaches 
Bildungsniveau. Prägend für sei-
nen Umgang mit Geld ist eine Art 
„Vorsorgefatalismus“, nach dem 
Motto: „Es wird sich schon ir-
gendwie alles regeln.“ Der Leicht-
fertige hat keine besondere Spar-
neigung, gibt sein Geld schnell 
und ohne lange nachzudenken 
aus. Häufig gaben Vertreter des 
leichtfertigen Geldtyps an, die Be-
schäftigung mit finanziellen Fra-
gen bereite ihnen schlechte Laune 
und es herrsche sowieso ständig 
Geldmangel. Schon das regelmäs-
sige Führen eines Haushaltsbu-
ches könnte etwas Kontrolle über 
die finanzielle Situation schaffen. 

8) Der Überforderte 

Schon der Name verheisst nichts 
Gutes. Doch die Commerzbank-
Studie zählt immerhin 19% der 
Bevölkerung zu dieser Kategorie. 
Der Überforderte ist damit der 
häufigste Geldtyp in Deutschland. 
Er versammelt mehr Frauen als 
Männer und tendenziell jüngere 
Menschen. Der Überforderte ver-
weigert sich häufig der Auseinan-
dersetzung mit finanziellen The-
men. Seinen Umgang mit Geld 
prägen Distanz, Angst und ein 
Gefühl der Überforderung. Per-
manent fürchtet er, fürs Alter 
schlecht vorgesorgt zu haben. 
Gleichzeitig fehlt ihm aber eine 
Vorstellung, wie er vorgehen 
könnte. „Das Thema Geld und 
Finanzen ist mir zu kompliziert“, 
hört man die Überforderten oft 
sagen. Die Banken seien deshalb 
hier in der Pflicht, mit verständli-
cheren Angeboten und einer an-
genehmeren Beratungsatmosphä-
re an diese Kundengruppe heran-
zutreten, um sie für finanzielle 
Fragen stärker zu öffnen.  
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ANALYSE DER 
DEUTSCHEN 
GETRÄNKE-
INDUSTRIE ! 

 

Geht man von der Marketingtheo-
rie „think global act local“ aus, müss-
te man diese für die deutsche 
Getränkeindustrie in „think regional 
act local“ umschreiben. Nirgendwo 
auf der Welt ist die Getränke-
industrie derart mittelständisch 
geprägt wie in Deutschland. 

Allerdings lassen sich in letzter 
Zeit deutliche Veränderungen er-
kennen. Nachdem in Deutsch-
land der Markt der Sektindustrie 
durch die Transaktion Rotkäpp-
chen-Mumm bereinigt wurde, ste-
hen nun die Segmente Bier und 
alkoholfreie Getränke (AFG) vor 
einem gewaltigen Konzentrations-
prozess. So erwarb die belgische 
Interbrew im Sommer 2002 die 
Brauerei Beck`s und im Novem-
ber die Gilde-Brauerei. Als näch-
ster internationaler Player folgte 
die dänische Carlsberg Gruppe 
mit der Akquisition von Holsten. 

Die Gründe liegen überwiegend 
in der Strategie der Markterobe-
rung von Schlüsselmärkten. In 
Deutschland ist der Biermarkt 
einerseits durch Verträge über 
Schanklizenzen zwischen Gast-
stätten sowie Produzenten – ins-
besondere von lokalen und regio-
nalen Platzhirschen - und ande-
rerseits durch die im LEH übli-
chen „Listungen“ im deutschen 
Einzelhandel, zur Sicherung der 
Regalflächen im Lebensmittelein-
zelhandel, aufgeteilt. Aus Sicht 
der Produzenten sind beide Märk-
te etabliert und von einer hohen 
Anbieterdichte gekennzeichnet. 

• Der Pro-Kopf–Verbrauch lag 
im vergangenen Jahr bei nur 
noch 123 Litern Bier mit 
weiterhin fallender Tendenz.  

Der Bereich AFG verzeichnete 
eine Steigerung auf 253 Liter.  

• Durchschnittlich konsumiert 
jeder Bundesbürger 97 Liter 
Mineralwasser, ca. 40 Liter 
Fruchtsäfte und ca. 80 Liter 
kohlensäurehaltige Süssge-
tränke. Im Konsum alkohol-
freier Getränke liegen Deutsch-
land und Belgien an der Spitze, 
das Schlusslicht bildet Schwe-
den mit ca. 140 Litern. 

Die traditionellen Segmente Bier, 
Mineralwasser, fruchthaltige Ge-
tränke und Süssgetränke stagnie-
ren und werden von neuen Ge-
tränkekategorien sukzessive ver-
drängt. Neben convenience-ge-
rechten Drinks werden Functio-
nal, Energy, Wellness- und Mix-
Drinks in modernen und trendi-
gen Designs präsentiert. Dieser 
Trend erstreckt sich neuerdings 
auch auf den Biermarkt, der Ge-
legenheit erhält, über Biermisch-
getränke eine Produktdifferenzie-
rung im stagnierenden, traditio-
nellen Biersegment zu realisieren 
und in einem wieder wachsenden 
Markt zu partizipieren. Dies for-
dert die Vielzahl der unterschied-
lichen Marktteilnehmer zu erheb-
lichen Anstrengungen heraus. 

Der Biermarkt 

Trotz Änderungen der deutschen 
Gesetzgebung für das Brauerei-
wesen (Reinheitsgebot) existieren 
z. Zt. noch 1.270 Brauereien in 
Deutschland mit einem Angebot 
von rund 5.000 verschiedenen 
Bieren, ausländische Anbieter ein-
geschlossen. Vergleicht man diese 
Zahl mit dem Ausland - und 
rechnet nicht die stetig steigende 
Zahl der micro breweries mit ein 
- kann man maximal von drei 
Playern pro Land ausgehen. Die 
sechs grössten deutschen Braue-
rei-Gruppen Interbrew Deutsch-
land (Beck’s, Gilde), Holsten, 
Radeberger, Brau- und Brun-
nen, Haus Cramer (Warsteiner)  

und Bitburger erreichten im Jahr 
2002 einen Bierabsatz von 48,4 
Millionen Hektoliter. (Die welt-
grösste Brauerei Anheuser Busch 
hat 2002 einen Jahresabsatz von 
ca. Mio. 150 hl Bier realisiert). 
Durch starke Zersplitterung und 
der damit verbundenen, zu gerin-
gen Grösse der deutschen Braue-
reien sowie der Tatsache einer ge-
ringen Anzahl von attraktiven na-
tionalen Premium-Marken, gab es 
bisher wenig sog. cross-border-
mergers in Deutschland. 

International galt in diesem Markt 
immer „big is beautiful“. So ging 
in 2000 die weltweit sechstgrösste 
Brauer Miller (USA) mit einem 
Jahresabsatz von 53 Mio. hl Bier 
an die South African Breweries. 
Zusammen verfügen beide über 
116 Brauereien in 24 Ländern und 
37.500 Mitarbeiter. 

Erste Übernahmen von ausländi-
schen Wettbewerbern wie von 
Hannen Alt durch Carlsberg wa-
ren wenig erfolgreich. Aus diesem 
Grund versuchten internationale 
Player wie Heineken über organi-
sches Wachstum in Deutschland 
„Fuss zu fassen“. Bis auf Trend-
biere wie Corona und Forsters 
scheiterten auch diese Versuche. 

Die expandierenden internationa-
len Player der Branche sichern 
sich die für sie interessanten Bier-
marken, lassen diese in ihrer bis-
herigen Identität bestehen und 
bauen die Stärken der Marken 
ggf. durch weitere Marketingakti-
vitäten aus, ohne den Markenab-
satz des akquirierenden Stamm-
hauses zu beeinträchtigen. Der 
unter Preisverfall leidende, rück-
läufige deutsche Biermarkt muss 
sich neben den marktbedingten 
Problemen zusätzlich mit den 
höheren Anforderungen an die 
Innovationskraft auseinander set-
zen. Die Einführung des Dosen-
pfandes liess trotz eines sehr heis-
sen Jahres 2003 bei vielen Her-
stellern die Absatzzahlen deutlich 
zurückgehen. 
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Besonders hiervon betroffen war 
die Brauerei Haus Cramer mit ih-
rem „Flagschiff“ Warsteiner. Die 
zukünftigen Veränderungen und 
Anforderungen in der Abfüllung 
in PET-Gebinde werden weitere 
Kräfte der Marktteilnehmer bin-
den und für eine Marktbereini-
gung sorgen. Die geographische 
Expansion als Flucht vor rückläu-
figen Märkten mit Preisverfall ist 
keine Lösung, wie es auch schon 
einige bei ihren Auslandsengage-
ments erfahren mussten. Eine 
starke, marktorientierte deutsche 
Biergruppe wäre ein interessanter 
Weg zur Herstellung ausgewoge-
ner Kräfteverhältnisse im interna-
tionalen Vergleich, scheitert aber 
vermutlich aus verschiedenen 
Gründen in der Entwicklungs-
phase zur „Oligopolisierung“ des 
Biermarktes. Erste Ansätze – 
Binding erwirbt Brau und Brun-
nen und Bitburger erwirbt von 
Carlsberg König Pilsener und Li-
cher – müssen in den nächsten 
Jahren zeigen, inwieweit ein star-
ker deutscher Bierkonzern ent-
stehen und sich gegen die auslän-
dischen Player durchsetzen kann. 

Die langfristige Strategie, sich er-
folgreich zu behaupten, liegt vor-
aussichtlich in der Produktdiffe-
renzierung durch Spezialitäten und 
ein regional attraktives Mikromar-
keting, das dem flächendeckenden 
Branding der grossen Marktteil-
nehmer entgegenwirkt und damit 
eine vollständige Marktbelieferung 
durch bedarfsgerechten Service 
mit Lokalkolorit verhindert. Pa-
rallel zu den aufgeführten Tenden-
zen bekommen die deutschen Pre-
mium Marken Konkurrenz von 
Billiganbietern. Weitere Gründe 
des Scheiterns der deutschen 
Brauer liegen oft in mittelständig 
geprägten Unternehmen bei de-
nen die Inhaber einen Hang zu 
nicht realistischen Strategien ha-
ben sowie historisch bedingtem, 
grossem Immobilienbesitz (bilan-
ziell hervorragend trotz Ertrags-
schwächen); 

Markt alkoholfreier Getränke 

Im Wassermarkt agieren rund 240 
deutsche Mineralbrunnen, die sich 
mit der marketingstarken Konkur-
renz der grossen Konzerne und 
dem neuen Wettbewerb der Was-
seraufbereiter auseinandersetzen 
müssen. Hier begann im Gegen-
satz zum Biermarkt die „Zeit der 
Internationalisierung“ sehr früh. 

Anfang der 90er Jahre begann 
Nestlé mit dem Kauf von Perrier 
eine grossangelegte Expansions-
politik. Deshalb unterstützen ins-
besondere internationale Unter-
nehmen sehr zum Leidwesen vie-
ler Regionalbrunnen, ihre Produk-
te mit massiven Marketingaktivi-
täten und brechen in regionale 
Märkte ein. Zusätzlich reduziert 
sich der Wasserabsatz der kleine-
ren Anbieter durch die Wasser-
aufbereiter, die bereits in jedem 
fünften Haushalt zu finden sind. 

Der wachsende Anteil von PET 
wird neben einer profilierten Mar-
ke als weiterer Wettbewerbsfaktor 
angesehen. Da viele Brunnen in 
der Vergangenheit ein eher schwa-
ches Marketing betrieben haben, 
ist der Marktanteilsverlust auch 
nicht durch Preisreduzierungen 
aufzufangen, da Billigwasser im 
Markt kein Profil mehr haben 
und einen ruinösen Weg in Kon-
kurrenz zu anderen Anbietern ge-
hen. Die zukünftigen Wettbe-
werbsfaktoren bestehen nicht nur 
aus der erfolgreichen Bewältigung 
der PET-Entwicklung, sondern 
auch aus einer kapital- und kon-
zeptstarken Ausstattung. 

Im Süssgetränke- und Fruchtsaft-
markt werden die schnellen, inno-
vativen und qualitativ guten Pro-
dukte dominieren, die eine mar-
kenähnliche Bedeutung erreicht 
haben. Parallel dazu werden die 
traditionellen Produkte zwar nach 
wie vor Absatz finden, durch den 
hartem Verdrängungswettbewerb 
jedoch nur begrenzte Deckungs-
beiträge erwirtschaften können.  

Je mehr es gelingt, innovative 
Markenkompetenz mit Qualitäts-
charakter als Image am Markt zu 
placieren, desto weniger wird man 
von Mitbewerbern angegriffen 
werden können. Deutschland gilt 
als grösster AFG-Markt und ist in 
Anbetracht der Grösse und Dyna-
mik für viele eine attraktive He-
rausforderung. Der Konzentrati-
onsgrad wird in den nächsten Jah-
ren deutlich steigen und die bis-
herigen Kräfteverhältnisse deut-
lich zu Gunsten der dann stärke-
ren Marktteilnehmer verschieben, 
die ihre Stärken nachhaltig im 
Markt ausspielen werden. Mit Ni-
schenstrategien werden verschie-
dene Wettbewerber nach wie vor 
ihren Markt in einem noch härter 
umkämpften Umfeld finden. In 
den wichtigen Marktsegmenten 
agieren dann überwiegend nur 
noch grosse Unternehmen. 

Welche Strategie jedes einzelne 
Unternehmen aus diesem Szena-
rio für sich ableitet, wird von un-
terschiedlichen Motivationen ge-
prägt sein. Einige werden die Un-
ternehmen fortführen bis sich die 
Ertragskurve dem Ende zuneigt, 
andere werden ihre Unternehmen 
in andere Hände übergeben und 
letztlich werden einige sich durch 
organische Expansion und Zukäu-
fe im Markt stärker etablieren. 

Im Biermarkt wird eine Nischen-
politik in Anbetracht der häufig 
starken regionalen Verwurzelung 
bei den dortigen Konsumenten 
eher zu realisieren sein, als in den 
marken- und marketinggeprägte-
ren Segmenten der alkoholfreien 
Getränke. In beiden Segmenten 
wird in jedem Fall eine deutliche 
Reduzierung der Marktteilnehmer 
stattfinden. Im Segment Bier wird 
eine Reduzierung auf 800 Braue-
reien erwartet, im Bereich Wasser 
vermutet man eine Schrumpfung 
von 240 auf ca. 100 Firmen. 

Autor: Axel Peter Beeck 
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GELDWÄSCHE            

 
Als Geldwäsche bezeichnet man 
den Vorgang, dass illegal erzieltes 
Einkommen – z.B. aus dem Han-
del mit Rauschgift - verborgen 
und dafür gesorgt wird, dass der-
artige Einkünfte scheinbar aus le-
galen Quellen stammen. Klingt 
kompliziert, ist aber im Grund-
satz recht einfach: 

Wer - wir bleiben beim Beispiel 
Rauschgifthandel - damit be-
trächtliche Einnahmen erzielt hat, 
kann diese nicht "offiziell" dekla-
rieren, denn zumindest das Fi-
nanzamt würde sich darüber wun-
dern (und Fragen stellen), wo 
denn das Geld für den Kauf der 
schönen Villa hergekommen ist. 

Also liegt es nahe, dass strafbar 
erlangtes Vermögen "gewaschen" 
wird, etwa indem man z.B. ein 
Restaurant aufmacht oder sonst 
eine Firma gründet, um Einnah-
men unterzubringen, obwohl sie 
dort gar nicht entstanden sind.  

So ist beispielsweise auch zu er-
klären, dass ein in ungünstiger La-
ge gelegener China-Imbiss gute 
Gewinne macht, obwohl dort 
augenscheinlich kaum je ein Gast 
anzutreffen ist. 

Der "Nachteil" dieser Form der 
Geldwäsche besteht darin, dass 
auf diese Art und Weise "gewasche-
nes" Geld in aller Regel auch ver-
steuert werden muss. 

Kriminelle Geldwäscher sehen 
dies allerdings anders: 

Für ihn ist es weit komfortabler, 
jährlich z.B. 500.000 Euro aus 
einer scheinbar legalen Tätigkeit 
zu verdienen (und zu versteuern), 
als 1 Million Euro zwar zu besit-
zen, die nach aussen aber nicht 
sichtbar werden dürfen.   

Geldwäsche findet also bevorzugt 
in Branchen statt, in denen Erlöse 
aus der geschäftlichen Tätigkeit 
schwer nachvollziehbar sind und 
weitgehend "glaubhaft" sind. 

In der Regel eignen sich also ins-
besondere solche Branchen und 
Unternehmens zur Geldwäsche, 
bei denen die Gewinnmarge rela-
tiv schwer nachvollziehbar ist. 

Wer z.B. als Einzelhändler mit 
Standard - Erzeugnissen handelt, 
die er von einem etablierten Her-
steller gegen übliche Rechnung 
bezieht und mit branchenüblicher 
Gewinnspanne an gewerbliche 
Endabnehmer (wiederum gegen 
Rechnung) veräussert, wird kaum 
in der Lage sein, erfolgreich Geld-
wäsche zu betreiben. Es würde 
schlicht auffallen, wenn anstelle 
der üblichen 5 %-igen Gewinn-
spanne plötzlich eine Marge von 
über 30 % erwirtschaftet wird. 

Geldwäsche stellt nach Vorstel-
lung des Gesetzgebers die Über-
leitung von illegalen Erlösen aus 
der Begehung einer Straftat in den 
legalen Finanzkreislauf dar und 
wird mit Mitteln des Strafrechts 
bekämpft, um (so die Absicht des 
Gesetzgebers) den Nerv der orga-
nisierten Kriminalität zu treffen.  

Strafverfolgung wegen 
Geldwäsche - eine Gefahr      

für fast jeden Bürger 

Eine Besonderheit der Strafvor-
schrift und damit einhergehend 
eine gesteigerte Gefahr der straf-
rechtlichen Verfolgung liegt darin, 
dass nicht nur der eigentliche Er-
werber illegaler Einkünfte (siehe 
das Beispiel mit dem Rauschgift-
handel) verfolgt werden soll, der 
sein so erworbenes Vermögen et-
wa durch ein scheinbar legal be-
triebenes Geschäft "wäscht", ver-
folgbar ist.   

Strafbar machen können sich in 
diesem Zusammenhang auch für 
sich selbst völlig redliche aussen-
stehende Dritte, wenn sie in mög-
licher Kenntnis der illegalen Her-
kunft derartiger Mittel Geld an-
nehmen, und sei es als angemes-
sene Bezahlung für eine korrekt 
erbrachte (Dienst-)Leistung. 

Eine besondere Problematik er-
gibt sich dabei z.B. für Rechtsan-
wälte bei der Annahme von Ho-
norar von einem Mandanten, der 
die Bezahlung seines Verteidigers 
möglicherweise aus Mitteln be-
streitet, die er durch rechtswidrige 
Handlungen erworben hat.  

Auch wenn man als Strafvertei-
diger vielleicht innerlich nicht ak-
zeptieren mag, dass die Annahme 
eines angemessenen Honorars für 
eine Verteidigung aus Geldern, 
die der Mandant unter Umstän-
den aus bestimmten Straftaten er-
langt hat, eine eigene Strafbarkeit 
verursachen soll. Die Rechtslage 
ist in diesem Zusammenhang so 
klar, dass es eben nicht mehr ge-
nügt im nachhinein zu behaupten, 
man hätte wirklich nicht gewusst, 
dass die Gelder aus kriminellen 
Quellen stammen. 

Ungeklärt scheint indes noch die 
praxistaugliche Umsetzung des 
Gesetzes, sprich welche Anstren-
gungen hinsichtlich der Feststel-
lung der Herkunft von finanziel-
len Mitteln tatsächlich unternom-
men werden müssen. Dazu der la-
pidare Kommentar eines Richters: 
„Im Zweifel hätten Sie besser das 
gute Geschäft saussen lassen!“ 

Neben Rechtsanwälten, Notaren 
und Treuhändern sind auch Ban-
ken, Fonds, Versicherungen, ja so-
gar Juweliere und Kunsthändler in 
Ihrer täglichen Praxis einem laten-
ten Geldwäscherisiko ausgesetzt. 
Insbesondere dann (so nochmals 
unser Richter), wenn es sich um 
einen besonders „solventen Kun-
den“ zu handeln scheint !   
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WAS IST EIN        

„FAMILY OFFICE ?“ 

 
Ein so genanntes „Family Office“ 
ist ein Gesamtkonzept, bei dem 
alle finanziellen Aktivitäten einer 
Unternehmerfamilie in einem mo-
dernen Vermögensverwaltungs- 
und Planungszentrum konzen-
triert und koordiniert werden. 

? Ziel ist es, die bestmögliche 
Sicherung, das grösstmögliche 
Wachstum und den optimalen 
Übergang des Vermögens einer 
Familie zu gewährleisten. 

? Einer der Schlüsselfaktoren 
bei der Erhaltung und Vermeh-
rung des Familienvermögens 
ist die Steueroptimierung.  

Die Ballung der Steuern auf Ein-
kommen, Kapitalgewinn, Vermö-
gen, Schenkungen und Erbschaf-
ten stellt eine hohe Belastung dar, 
die mit geeigneter Steuerplanung 
in Grenzen gehalten werden kann. 
Grenzsteuersätze (einschliesslich 
Sozialabgaben) auf dem Einkom-
men von über 50% sind – für 
viele überraschend - auch in der 
Schweiz keine Seltenheit. 

Ein Blick über die Grenze zeigt, 
dass die Situation in Europa bei 
den Erbschafts- und Schenkungs-
steuern oft noch weit dramati-
scher ist. Steuersätze von 30 bis 
40% sind häufig und können bei-
spielsweise in Belgien bis zu 80% 
betragen. Auch die USA sind be-
züglich Erbschafts- und Schen-
kungssteuern bei weitem kein 
Steuerparadies. Derzeit kann der 
Maximalsteuersatz bis zu 55% be-
tragen. Er soll zwar schrittweise 
bis ins Jahr 2010 gesenkt werden, 
aber – wenn überhaupt – nur von 
der Bush-Administration.   

Rechtzeitig handeln 

? Was Unternehmerfamilien 
am meisten interessiert, ist der 
Ertrag nach Steuern, den sie 
durch eine Investition erwirt-
schaften, da für sie nur Erträge 
nach Steuern einen tatsächlich 
realisierten Gewinn darstellen. 

? Allzu oft werden die Steuer-
folgen einer Investition gar 
nicht, zu spät oder zu ungenau 
abgeklärt. Ungenügende Ab-
klärungen können für den In-
vestor unangenehme Überra-
schungen zur Folge haben. 

?

 

Sind steuerrechtlich relevan-
te Sachverhalte erst einmal ge-
schaffen, ist es in der Regel 
schon zu spät zum Handeln. 

? Die Berücksichtigung der 
Steuerfolgen von Anlagen ist 
deshalb für Investoren ebenso 
von Bedeutung wie die Beur-
teilung von Risiken und Ge-
winnerwartungen. 

? Steuern verdienen auch des-
halb eine besondere Beach-
tung, da sie unabhängig vom 
wirtschaftlichen Erfolg einer 
Anlage anfallen können. 

? Steuerersparnispotenzial 
liegt dort, wo anstelle von steu-
erbarem Einkommen Kapital-
gewinne realisiert werden kön-
nen, da diese - für in der 
Schweiz wohnhafte - Personen 
grundsätzlich nicht zu versteu-
ern sind. 

? Voraussetzung ist, dass die-
se Gewinne im Privatvermögen 
und nicht im Geschäftsvermö-
gen anfallen, was durch recht-
zeitige Planung bis zu einem 
gewissen Grad gestaltbar ist.         

Family Office 

Noch wichtiger als der Blick auf  
einzelnen Transaktionen bzw. In-
vestitionen ist jedoch die langfris-
tige und umfassende Steuerpla-
nung für eine Familie.  

? Der Vorteil eines „Family 
Office“ liegt darin, dass Inves-
titionsspezialisten und Steuer-
experten zusammenarbeiten, 
um Entscheidungsgrundlagen 
für Investitionen auszuarbeiten. 
Dabei muss beachtet werden, 
dass jeder Sachverhalt anders 
ist und daher vollständig erfasst 
und untersucht werden muss. 

? Das gilt insbesondere für 
grössere Unternehmerfamilien, 
welche nicht nur über bedeu-
tende Vermögen verfügen, son-
dern deren „Assets“ auch in 
aller Regel über viele Länder 
hinweg investiert sind und da-
mit unterschiedlichen Rechts-
ordnungen unterliegen. 

? Die Komplexität des Sach-
verhalts wird dadurch noch er-
höht, indem sich die einzelnen 
Unternehmerfamilienmitglie-
der oft an verschiedenen Orten 
aufhalten und dadurch poten-
tiell an mehreren Orten steu-
erpflichtig sein könnten. 

Steuern zahlen, JA –            
aber am richtigen Ort … ! 

Zur internationalen Steuerplanung 
durch ein „Family Office“ gehört 
zunächst die Beratung bei der 
Wahl des Steuerdomizils der Fa-
milienmitglieder. Die Frage der 
unbeschränkten Steuerpflicht rich-
tet sich grundsätzlich nach dem 
Steuerdomizil. Dieses Domizil be-
einflusst nicht nur den Einkom-
menssteuersatz, sondern in aller 
Regel auch die Erbschafts- und 
Schenkungssteuern.    
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? Die Schweiz ist im interna-
tionalen Vergleich für vermö-
gende ausländische „Family 
Office“-Kunden insbesondere 
aufgrund der so genannten 
Pauschalbesteuerung attraktiv. 
Dabei wird die Besteuerungs-
basis für Ausländer, die ihren 
Wohnsitz in die Schweiz verle-
gen, nicht aufgrund ihres welt-
weiten Einkommens und Ver-
mögens, sondern aufgrund ih-
res Lebensaufwandes in der 
Schweiz sowie einzelner ande-
rer Elemente festgelegt. 

Die Schweiz ist als steuergün-
stiger Wohnsitz – abgesehen von 
Steueroasen wie Monaco oder den 
Bahamas – aber vermehrt der 
Konkurrenz anderer Länder wie 
England oder Österreich ausge-
setzt. Die Wohnsitzverlegung kann 
sich für eine Familie in der Praxis 
jedoch als schwieriger herausstel-
len, als dies anfänglich den An-
schein haben mag. Neben sozialen 
und emotionalen Faktoren (Fami-
lie, Freundeskreis, Schulen usw.) 
sind auch gesetzliche Regelungen 
im Heimatland der betreffenden 
Familie zu bedenken, die einen 
Wohnsitzwechsel mit steuerlichen 
Nachteilen erschweren können. 

Bei der Domizilwahl müssen aus-
serdem die bestehenden Doppel-
besteuerungsabkommen (DBAs) 
beachtet werden. Diese regeln die 
Rückforderbarkeit ausländischer 
Quellensteuern (z.B. auf Dividen-
den, Zinsen oder Lizenzgebüh-
ren). Oft hängt die Frage der 
Rückforderbarkeit auch mit der 
Art der Besteuerung des Kunden 
im Inland zusammen.  

Zu betonen ist allerdings, dass 
steuerrechtliche Überlegungen nie 
für sich allein genommen den 
Wohnsitz einer Familie bestim-
men sollten, da es diesbezüglich 
wichtigere Determinanten im Le-
ben geben sollte, als Steuersätze.     

Steht das Steuerdomizil fest, muss 
untersucht werden, welche Inves-
titionsstruktur gewählt oder wie 
diese optimiert werden kann, um 
die Steuerbelastung zu senken.  
So kann sich die Errichtung eines 
Anlagevehikels empfehlen, das es 
neben steuerlichen Vorteilen auch 
erlaubt, andere Familieninteressen 
wahrzunehmen und zu realisieren. 

? Die Errichtung einer Hol-
dingstruktur kann sich z.B. für 
das Halten von Beteiligungen 
als vorteilhaft erweisen. 

? Wenn hingegen das Fami-
lienvermögen über mehrere Ge-
nerationen geregelt und ge-
sichert werden soll, bieten sich 
Lösungen via Trust oder Fa-
milienstiftung an. 

? Sollen Immobilien im Aus-
land erworben werden, kann 
der Kauf über eine Gesellschaft 
Vorteile bringen.  

Bei der Wahl der Organisations-
struktur für Vermögensverwal-
tungstätigkeit in der Schweiz ist 
die Unterscheidung in Privat- und 
Geschäftsvermögen essentiell. 

Wenn die Vermögensverwaltung 
zur Vermeidung der Besteuerung 
von Kapitalgewinnen im Privat-
vermögen stattfindet, muss sie so 
ausgeübt werden, dass diese Akti-
vitäten steuerrechtlich nicht als 
Erwerbstätigkeit charakterisiert 
werden können. Ob beispielswei-
se der Handel mit Wertschriften 
oder Immobilien eine Erwerbstä-
tigkeit darstellt oder nicht, wird 
von der schweizerischen Rechts-
sprechung unter Berücksichtigung 
der gesamten Umstände des Ein-
zelfalles gewürdigt. Dabei weisen 
nachfolgende „Indizien“ auf eine 
Erwerbstätigkeit hin: 

• systematisches Vorgehen; 

• häufige Transaktionen; 

• kurze Besitzdauer;    

• enger Zusammenhang mit 
der beruflichen Tätigkeit; 

• Einsatz spezieller Fach-
kenntnisse und/ oder erheb-
licher fremder Mittel zur 
Finanzierung; 

• Bemühen, die Entwicklung 
des Marktes zur Gewinner-
zielung auszunutzen; 

• Wiederanlage des erzielten 
Gewinns in gleichartige Ver-
mögensgegenständen 

• eingehen aussergewöhnli-
cher Geschäftsrisiken; 

Nicht entscheidend ist, ob der 
Steuerpflichtige die Transaktio-
nen selbst oder durch eine bevoll-
mächtigte Drittperson, beispiels-
weise einen beauftragten Vermö-
gensverwalter, abwickelt. Ist das 
„Family Office“ für die Auswahl 
der Vermögensverwalter zustän-
dig, sind diesen Gesichtspunkten 
Rechnung zu tragen.  

Ist die optimale Struktur für eine 
Familie gefunden, muss sie regel-
mässig sowohl aufgrund von Ge-
setzesänderungen als auch auf-
grund der Veränderung der tat-
sächlichen Verhältnisse überprüft 
werden. Dieses permanente Mo-
nitoring wird ist ebenfalls eine 
Aufgabe, die vom Family Office 
übernommen wird. 

Dank der umfassenden Gesamt-
übersicht, die das Family Office 
über die Familiensituation und 
deren finanziellen Angelegenhei-
ten hat, kann es frühzeitig Ent-
wicklungen antizipieren und Vor-
schläge formulieren. 

Ein gutes Family Office muss 
dafür Sorge tragen, sowohl die 
rechtlichen als auch die steuer-
rechtlichen Informationen zu bün-
deln, um diese optimal in die Ent-
scheidungsprozesse des Familien-
oberhauptes und der einzelnen Fa-
milienmitglieder einzubinden.    
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„Das Gegenteil einer 

grossen Wahrheit        
ist auch wahr !“ 

 
Ende August platzten die Ver-
handlungen der Siemens AG mit 
China um den ICE. Die Chinesen 
gaben dem japanischen Hochge-
schwindigkeitszug Shinkansen den 
Vorzug, und Siemens wechselte 
den Verantwortlichen für das Chi-
na-Geschäft aus. Was auch immer 
die Gründe in diesem Fall gewe-
sen sein mögen, das Scheitern 
deutsch-chinesischer Verhandlun-
gen ist ein häufiges Phänomen. 

„Zahlreiche Verträge werden un-
terzeichnet, aber nur wenige füh-
ren zu einem erfolgreichen China-
Engagement“, sagt Manuel Ver-
meer, Sinologe, Managertrainer 
und Dozent für Marketing Ost-
asien an der FH Ludwigshafen. 
Seiner Ansicht nach sind dafür 
nicht nur unterschiedliche Interes-
senlagen oder vordergründige Ver-
ständigungsschwierigkeiten ver-
antwortlich, sondern tiefgreifende 
Unterschiede der Mentalität und 
des Denkens. Andere Experten 
teilen diese Ansicht. Ulrich Küh-
nen Psychologieprofessor der In-
ternational University Bremen, ist 
überzeugt, dass die Menschen in 
Asien und im Westen „auf unter-
schiedliche Weise denken“ – man 
also sozusagen von „Software-Un-
terschieden im Gehirn« ausgehen 
müsse. Zur Demonstration zeich-
net der Psychologe in seiner Vor-
lesung eine steil abfallende Bi-
lanzkurve in ein Koordinatennetz. 
„Und, wie geht die Kurve wei-
ter?“, fragt er und drückt einem 
Studenten den Stift in die Hand. 
Ohne viel zu überlegen, führt die-
ser die Linie weiter abwärts. „Ty-
pisch Westler“, sagt Prof. Küh-
nen, „Asiaten würden solche Kur-
ven nach unten i.d.R. mit Tendenz 
nach oben weiterzeichnen“.  
Asiaten glauben, dass sich alles 
stets verändert – auch der gegen-

wärtige Trend.“ Kühnens Vorbild 
ist der US-Sozialpsychologe Ri-
chard Nisbett, Autor des Buches 
The Geography of Thought. Nisbett 
hat in Studien mit insgesamt über 
1000 Testpersonen Hinweise auf 
fundamentale West-Ost-Unter-
schiede in der Wahrnehmung und 
im Denken gefunden. So liess er 
in einem der Experimente 113 
Amerikaner und 121 Asiaten Bi-
lanzkurven zu Ende zeichnen. Die 
Probanden aus Asien entschieden 
sich um ein Vielfaches häufiger 
für eine Richtungsänderung der 
Kurve. Solche Resultate machen 
plausibel, warum westliche und 
asiatische Geschäftsleute häufig 
aneinander vorbeiverhandeln. 

„Chinesische Geschäftsleute 
betrachten vertragliche Verein-
barungen nicht immer als in 
allen Punkten verbindlich“, sagt 
Lars Anke, China-Experte der 
German Asia-Pacific Business 
Association (OAV) in Hamburg. 
„Nach Vertragsabschluss begin-
nen deshalb oft die Probleme.“ 

Diese Erfahrung machte auch ein 
mittelständisches deutsches Ma-
schinenbauunternehmen mit Filia-
le in Shanghai. Mit einem regiona-
len Zulieferer hatte man einen 
Vertrag über Preise und die zu 
liefernde Stückzahl abgeschlossen. 
Dann stieg der Stahlpreis, und der 
chinesische Partner weigerte sich 
plötzlich, zum vereinbarten Tarif 
zu liefern. „Die Rahmenbedin-
gungen haben sich geändert“, er-
klärten die chinesischen Manager 
treuherzig.  

Deutsche sind ungeduldig und 
hören nicht auf Zwischentöne 

Dabei ist der vermeintliche Ver-
tragsbruch vielleicht nur Folge 
einer anderen Wahrnehmungswei-
se. Nisbetts Lieblingsversuch, das 
„Aquarium-Experiment“, legt das 
zumindest nahe:  
Er zeigte japanischen und ameri-
kanischen Studenten am Bild-
schirm eine Aquarium-Szene. Im 

Vordergrund schwammen grosse, 
bunte Fische. Daneben waren 
auch viele kleine zu sehen, Was-
serpflanzen, Kieselsteine und Mu-
scheln. Als der Bildschirm er-
losch, sollten die Probanden notie-
ren, was sie gesehen hatten. 

Die Amerikaner beschrieben fast 
nur die grossen Fische. Die Japa-
ner hingegen schilderten auch die 
Form der Algen und Steine bis 
ins Detail. Insgesamt erwähnten 
sie 70 Prozent mehr Randaspekte. 
Und während fast alle Amerika-
ner gleich im ersten Satz auf die 
Fische Bezug nahmen, begannen 
viele Japaner mit einer Beschrei-
bung der Bodenbeschaffenheit 
oder Flora. 

Fazit: Die Probanden aus Asien 
konzentrieren ihre Wahrnehmung 
weit weniger stark auf das ver-
meintlich Wesentliche und bezie-
hen stattdessen den gesamten 
Kontext mit ein. 

Als Kühnen ähnliche Experimen-
te mit japanischen und deutschen 
Probanden durchführte, stiess er 
auf die gleichen West-Ost-Unter-
schiede. Das Verblüffende: Es 
liessen sich keine Differenzen zwi-
schen Westeuropäern und Nord-
amerikanern nachweisen. West-
europäer und Amerikaner schei-
nen sich – aus kognitionspsycho-
logischer Sicht betrachtet – viel 
ähnlicher zu sein, als manchem 
lieb ist. Und die Resultate von 
Testpersonen aus so unterschied-
lichen asiatischen Nationen wie 
China, Japan, Korea und Malaysia 
decken sich ebenfalls weitgehend. 

Veränderte Rahmenbedingun-
gen können für chinesische Ge-
schäftsleute genauso wichtig 
sein wie der eigentliche Ver-
trag. Informationen werden in 
China in der Tat anders struk-
turiert als im Westen.   
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Dies bestätigt auch Managertrai-
ner Manuel Vermeer. „An den 
Anfang eines Vortrags gehört in 
Deutschland das Wichtigste. Bis 
Chinesen zum Punkt kommen, 
ermüden Westler oft so sehr, dass 
sie wegdämmern.“ Fatal daran 
sei, so Vermeer, „das alles Pro-
blematische – also genau das, 
worum man eigentlich verhan-
delt – von den Chinesen i.d.R. 
erst am Schluss erwähnt wird“. 

Theresia Tauber, Sinologin, Psy-
chologin und seit Jahren interkul-
turelle Beraterin bei der Siemens 
AG in München, hat ähnliche 
Erfahrungen gemacht: „Nicht nur 
uns bereitet es Mühe, Referaten 
von Chinesen zu folgen. Die deut-
sche Vortragsweise ist für diese 
ebenfalls sehr verwirrend.“ Tauber 
propagiert folgende Faustregel: 
Die zentrale Botschaft nicht – 
wie bei uns gewohnt – an den 
Anfang stellen; stattdessen vor 
chinesischem Publikum das 
Wichtigste am Ende des Vor-
trags oder von Verhandlungen 
immer wieder repetieren. 

Chinesen glauben an Wahrheit 
und gleichzeitig ans Gegenteil 

Betreffen die interkulturellen Dif-
ferenzen womöglich nicht nur die 
Wahrnehmung, sondern auch die 
Art, Schlussfolgerungen zu zie-
hen? Beispiel: Nisbett gab je 60 
Testpersonen aus den USA und 
Korea Essays über Fidel Castro 
zu lesen. Einige der Autoren ver-
teufelten den kubanischen Staats-
chef, andere lobten seine Politik. 
Nisbett wies seine Probanden mit 
Nachdruck darauf hin, dass die 
Verfasser der Texte ihren Stand-
punkt nicht frei gewählt hatten 
und privat völlig anderer Meinung 
sein konnten. Anschliessend soll-
ten die Testpersonen einschätzen, 
was die Autoren in Wirklichkeit 
von Castro halten. Die Amerika-
ner unterstellten den Verfassern 
der Lobeshymnen auch privat 
grössere Sympathie für ihn, was 
Nisbett nicht überraschte.  

Irritiert war der Psychologe zu-
nächst, als auch die asiatischen 
Testpersonen mehrheitlich nicht 
zwischen Text und privater Über-
zeugung der Autoren differen-
zierten. Daher variierte er die 
Versuchsanordnung: Er liess neue 
Probanden selbst Essays mit vor-
gegebener politischer Grundhal-
tung verfassen und wiederholte 
das ursprüngliche Experiment. 
Nun unterschieden die Koreaner 
– wie erwartet – klar zwischen 
Texten und privater Überzeugung, 
während die Amerikaner nach wie 
vor auf eine Castro-kritische Ein-
stellung des Schreibers verwiesen. 

Nicht wenige Experten aus Asien 
bemängeln, dass wir „Westler“ es 
uns gelegentlich zu einfach ma-
chen. „Manchmal sind wir zu 
ungeduldig und hören die Zwi-
schentöne nicht. Anders die 
Chinesen: „Spätestens wenn ein 
leitender Mitarbeiter einer chi-
nesischen Firma sagt: Alles 
kein Problem, ich muss nur 
noch meinen Chef fragen, soll-
te man mit Probolem rechnen.  

Doch weshalb betrachten Men-
schen in Ost und West die Welt 
so unterschiedlich? Genetische 
Gründe schliesst Nisbett aus. So 
konnten Forscher der University 
of British Columbia in Vancouver 
nachweisen, dass die Testergeb-
nisse von in Kanada lebenden 
Asiaten denjenigen von Westlern 
immer ähnlicher werden, je länger 
sie im Land sind. Das spreche für 
erlernte, kulturspezifische Wahr-
nehmungs- und Denkmuster. 

„Westeuropa und die USA sind 
bis heute stark von der griechi-
schen Antike geprägt“, erklärt 
Nisbett. Die Idee der individuel-
len Freiheit wurde dort geboren, 
die Tradition der öffentlichen De-
batte und das naturwissenschaftli-
che Denken dort begründet. Die 
altchinesische Kultur sah den 
Menschen primär als Teil sozialer 
Netze, eingebunden in Familie, 
Dorfgemeinschaft und Staat. 

So ist in China das sog. „Guanxi“-
Prinzip entstanden – ein Phäno-
men, das mit den westlichen Be-
ziehungen nur unzureichend wie-
dergegeben wird. Bei „Guanxi“ 
handelt es sich vielmehr um die 
Verflechtung gegenseitiger Ver-
pflichtungen und Ansprüche, die 
über grosse Zeitspannen hinweg 
verbindlich ist. „Wenn etwa der A 
dem B einen Gefallen tut, gleich-
zeitig aber dem C einen schuldet, 
dann kann C diesen auch von B 
einfordern“, so Vermeer. Doch 
nicht alle dieser bemerkenswerten 
Resultate lassen sich über das Aus-
blenden oder Einbeziehen von 
Kontext-Einflüssen erklären. So 
scheinen Asiaten auch mit wider-
sprüchlichen Aussagen ganz an-
ders umzugehen als Westler: 

Nisbett legte Testpersonen wis-
senschaftliche Studien vor (A&B). 
In A wurde behauptet, dass Men-
schen, die besonders alt werden, 
sehr viel Fisch essen. Studie B 
legte hingegen nahe, es sei beson-
ders gesund, auf den Verzehr von 
Fisch generell zu verzichten. Die 
Chinesen und Amerikaner sollten 
nun ankreuzen, wie einleuchtend 
ihnen diese Ergebnisse vorkamen. 

Als sie die Studien einzeln vor-
gesetzt bekamen, trauten beide 
Gruppen eher Studie A. Doch als 
sie die bedien Studien gleichzeitig 
erhielten, zeigten sich Differen-
zen: Die Amerikaner hielten nun 
Studie A für plausibler; die Chine-
sen hingegen fanden nun beide 
gleich überzeugend. Nisbett er-
klärt auch dieses Phänomen aus 
der Geschichte: 

Während die naturwissenschaftli-
chen Modelle im antiken Grie-
chenland der formalen Logik ge-
nügen mussten, glaubten die alten 
Chinesen an die gleichzeitige Gül-
tigkeit paradoxer Aussagen. Wie 
heisst es doch so schön im Zen-
Buddhismus? 

„Das Gegenteil einer grossen 
Wahrheit ist auch wahr.“  
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MACHT CHINA 
ERNST, STÜRZT 
DER DOLLAR AB 

 
Die Finanzminister haben sich 
vom Optimismus der Zentralban-
ker anstecken lassen. Gemeinsam 
ist ihnen auf der Herbsttagung des 
Internationalen Währungsfonds 
eine zuversichtliche Erklärung 
über den Zustand von Wirtschaft 
und Finanzen auf der Welt ge-
glückt. Sie hatten auch eine Dele-
gation aus der Volksrepublik Chi-
na eingeladen. Denn die G7-Fi-
nanzverantwortlichen wissen, 
dass in Peking der Schlüssel 
für die Entwicklung der Welt-
finanzen und damit auch der 
Weltwirtschaft liegt. 

Wie von den Ministern der alten 
Industriestaaten gewünscht, hat 
denn auch der Chef der People’s 
Bank of China, Zhou Xiaochuan, 
fest versprochen, irgendwann - 
aber ziemlich bald - zu einem fle-
xiblen Wechselkursregime zum 
Dollar überzugehen. Wann genau, 
liess er offen. Das offizielle Kom-
muniqué spricht wie schon vor 
einem Jahr in Dubai davon, dass 
mehr Flexibilität der asiatischen 
Währungen erwünscht sei.  

Währungssystem auf           
dem Weg zum Crash 

Die Anbindung der chinesischen 
Währung an den Dollar ist zum 
Eckpunkt eines internationalen 
Währungssystems geworden, das 
stabil wirkt, aber auf einen Crash 
zutreibt. Die Triebkraft für die 
sich aufbauenden Spannungen 
liegt in den USA, deren Verschul-
dung gegenüber dem Rest der 
Welt immer schneller wächst. Die 
Sollbruchstelle im System dürfte 
in China liegen. Der sagenhafte 
Investitions- und Bau-Boom 
dürfte bald kollabieren. Der Dol-
lar ist seit Anfang des Jahres ent-
gegen der allgemeinen Erwartung 
nicht weiter abgerutscht.  

Das Leistungsbilanzdefizit der 
USA hat sich zwar noch ausge-
weitet, aber es scheint niemanden 
mehr zu beunruhigen. Vor einem 
Jahr hatten die Finanzminister und 
Notenbanker auf ihrer Tagung in 
Dubai sich noch offiziell Sorgen 
darüber gemacht. Sie wollten er-
reichen, dass der Dollar nicht ab-
stürzt, sondern langsam billiger 
wird. Sie wollten ausserdem, dass 
er nicht nur gegenüber dem Euro, 
sondern vor allem gegenüber den 
asiatischen Währungen abwertet. 
Erreicht wurde das Gegenteil. 

Der Dollar verlor zwischen Sep-
tember 2003 und dem Jahres-
wechsel 2003/ 04 vor allem ge-
genüber dem Euro. Gegenüber 
dem Yen wurde er trotz massiver 
Yen-Verkäufe der Bank von Ja-
pan etwas schwächer. Die Relati-
on zur chinesischen Währung 
blieb unverändert. Schliesslich ist 
Chinas Währung fest an den Dol-
lar gekoppelt. Erst Anfang 2004 
setzte sich die Erkenntnis durch, 
dass die Asiaten schier unbegrenzt 
Dollar aufzukaufen bereit sind, 
um ihre Währungen niedrig zu 
halten. Seitdem herrscht auch bei 
der Dollar-Euro-Relation Ruhe. 
Und die Finanzmärkte verfügen 
über ein neues Stabilitätsmodell. 

In seinem Kern steht die Zentral-
bank Chinas. Sie kauft alle Dollar 
auf, die sie kriegen kann. Sie er-
reicht damit nicht nur, dass der 
Dollar stabil bleibt, sondern auch, 
dass die Kapitalmarktzinsen nied-
rig bleiben. Das ermöglicht es den 
Amerikanern, weiter Geld auszu-
geben, die Wirtschaft und die Im-
porte auf Wachstumskurs zu hal-
ten und die Defizite in der Han-
dels- sowie Leistungsbilanz mas-
siv auszuweiten. 

Um dies zu rechtfertigen, erklären 
manche Investmentbanker diesen 
Zustand für dauerhaft und quasi 
normal. Aus der Anbindung vie-
ler asiatischer Währungen an den 
Dollar wird einfach ein gemeinsa-
mer Dollar-Währungsraum.  

Dieser Raum besteht, vereinfacht 
gesprochen, aus zwei Regionen. 
Die eine, vornehmlich China, pro-
duziert, investiert und wächst, was 
das Zeug hält, und entwickelt sich 
so zum Gläubiger. Die andere Re-
gion, die USA, konsumiert und 
hält so den Absatz der Waren pro-
duzierenden Region in Schwung. 

Zur Finanzierung ihres Konsums 
werden die Bürger der zweiten 
Region mit billigem Geld der 
eigenen Notenbank versorgt. Das 
reicht nicht, also finanziert Regi-
on eins auch das wachsende De-
fizit von Region zwei. In diesem 
realitätsnahen Modell fliesst kein 
Dollar nach draussen. Das Leis-
tungsdefizit der USA wird ganz 
und gern von China übernommen. 
Eine Dollar-Abwertung ist nicht 
nötig, noch entsteht sie spontan 
durch einen Angebotsüberhang. 

Tatsächlich beschreibt das Modell 
ganz gut, warum an den Devisen-
märkten in der letzten Zeit Ruhe 
herrschte. Überschüssige Dollar 
kaufte die chinesische Notenbank, 
somit gab es am Devisenmarkt 
keinen Dollar-Überhang mehr. 
Das Problem der Weltwirtschaft 
sind die USA. Das Leistungsbi-
lanzdefizit dürfte nach Kalkulatio-
nen von Goldman Sachs in die-
sem Jahr fast 6 % des BIP errei-
chen. Ende 2003 waren erst 4,8 %. 
D.h., trotz der Dollar-Korrektur 
in der zweiten Hälfte 2003 hat sich 
das Problem verschärft. Es hat 
eine Grössenordnung erreicht, die 
die Verschuldung immer schnel-
ler nach oben treibt. Die US-Net-
toverschuldung dürfte Ende 2004 
23 % des Bruttosozialprodukts 
ausmachen und könnte bis 2008 
auf 40 bis 50 % steigen. So etwas 
ist nicht durchzuhalten, selbst für 
ein Land wie die USA nicht.  

Es wird krachen, und zwar bald. 
Der Dollar wird fallen, wenn 
Peking sein Versprechen wahr 
macht, seine Währung freigibt 
und damit die Dollar-Symbiose 
mit den USA beendet. 
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Wer den Mittelstand 

überzeugt – gewinnt ! 

 
Warum stehen entlang der Lake 
Avenue bloss so viele Werbeschil-
der für Wassersprinkler? Die Vor-
gärten hier sind doch längst per-
fekt. Vor jedem Grundstück ist 
der Rasen sattgrün und penibel 
gemäht, Stars and Stripes flattern 
über den Hauseingängen, in man-
cher Garageneinfahrt stehen drei 
Autos. Die Gegend zeugt vom 
Wohlstand ihrer Bewohner: geräu-
mige Einfamilienhäuser und kle-
ine Villen, umgeben von Bäumen 
und Parks. 

Der 15.000-Seelen-Ort Clark in 
New Jersey hat einen kleinen 
Boom hinter sich. Wie in fast al-
len Vorortsiedlungen der Umge-
bung haben sich die Hauspreise 
in den vergangenen 4 Jahren na-
hezu verdoppelt. „Unter USD 
250.000 kriegen Sie hier gar nichts 
mehr“, sagt Ron Puorro, ein örtli-
cher Banker. Könnte man sich 
einen besseren Platz vorstellen, 
um ein Stück des Amerikanischen 
Traums zu erwerben, wie ihn die 
Frauen und Männer der Mittel-
schicht in den USA träumen? Ein 
behüteter Vorort, eine Reihe an-
gesehener Schulen, eine recht ho-
mogene Bevölkerung. 93 % der 
Einwohner sind Weisse, 88 % ha-
ben mindestens Highschool-Ab-
schluss, das mittlere Haushalts-
einkommen beträgt USD 65.000, 
fast doppelt so viel wie der ame-
rikanische Durchschnitt. 

Eine Autostunde von Clark ent-
fernt, beschwörten die Republika-
ner bei ihrem Parteitag in New 
York die „robuste wirtschaftliche 
Erholung“, wie George W. Bush 
sagt – die Wirtschaft, die „auf al-
len Zylindern feuert“ und die 
trotz aller Unkenrufe „schneller 
wächst als die unserer wesentli-
chen Handelspartner“. 

Doch Bushs demokratischer Wi-
dersacher John Kerry hat eben-
falls eine Wahlkampfformel für 
wirtschaftliche Fragen gefunden: 
„Klassenkampf“. Seine Wahlstra-
tegen haben genau jene Bürger 
ins Auge gefasst, deren ökonomi-
sche Ängste unter der Bush-Re-
gierung kräftig zugenommen ha-
ben: die Mittelschicht. Leute mit 
Haushaltseinkommen zwischen 
USD 25.000 und 100.000 im Jahr. 
Bewohner wie im Örtchen Clark. 
Sie werden am 2. November die 
amerikanische Präsidentschafts-
wahl entscheiden. 

Demokraten locken mit 
Subventionen und 
Steuersenkungen 

Die Mittelschicht stellt den Gross-
teil der Wechselwähler, um die 
Bush und Kerry buhlen. Gerade 
erst zeichnete eine Umfrage der 
Meinungsforscher „Democracy 
Corps“ eine düstere Selbstwahr-
nehmung dieser Gruppe: „Eine 
wachsende Mehrheit, fast 60 %, 
sieht für die Mittelschicht knappe 
Jobs, stagnierende Einkommen, 
gekürzte Sozialleistungen und stei-
gende Gesundheitskosten.“ 

Gezielt hat Kerry daher Subven-
tionen und Steuererleichterungen 
für mittelständische Familien vor-
geschlagen, darunter Abschrei-
bungen für die Universitätsausbil-
dung und eine Gesundheitsre-
form. Und siehe da: Die Umfra-
gen verzeichnen seit Wochen 
einen demokratischen Vorsprung 
– wenigstens in Sachen ökonomi-
scher Kompetenz.  

Nun ist „Middle Class Squeeze“, 
also das Ausquetschen der Mittel-
schichten, in etlichen Wahlkäm-
pfen ein beliebtes Thema für Po-
pulisten gewesen. Doch diesmal 
haben diese Besserverdienenden 
tatsächlich ein Hühnchen mit 
dem amtierenden Präsidenten zu 
rupfen – grosse Teile von ihnen 
sind unter der Regierung Bush 
schlecht weggekommen. 

Die massiven Steuersenkungen, 
die zum Kernstück der Bushschen 
Wirtschaftspolitik gerieten, über-
raschten viele Beobachter wegen 
ihrer Verteilungswirkungen. Laut 
Bericht des Congressional Budget 
Office ist ein Drittel dieser Steu-
ersenkungen dem obersten Pro-
zent innerhalb der Einkommens-
verteilung zugute gekommen, also 
Haushalten, die im Schnitt USD 
1,2 Millionen im Jahr verdienen. 
Die mittleren 60 % verbesserten 
sich dagegen nur um rund 2 %. 

Was den Mittelschichten an Steu-
ererleichterungen blieb, wurde zu-
dem durch steigende Ausgaben 
getilgt. Gesundheitskosten zum 
Beispiel: Viele Amerikaner müs-
sen nun ihre Versicherungskosten 
(im Durchschnitt USD 9.000 im 
Jahr für eine Familie) selbst zah-
len, weil sie vorübergehend ihren 
Job verloren haben oder ihr Ar-
beitgeber die Sozialleistungen ra-
dikal zusammenstrich. 

Eine College-Ausbildung kann in 
den USA bis zu USD 100.000 
kosten; etliche Schulen, Kinder-
gärten und Universitäten haben 
ihre Gebühren um zweistellige 
Prozentsätze erhöht, weil die Kas-
sen der Kommunen leer sind. Die 
steigenden Ölpreise waren der 
jüngste Schlag für die Mittel-
schicht mit ihren teuer zu behei-
zenden Eigenheimen und benzin-
durstigen Familienlastern.  

In Clark betreibt die Immobilien-
maklerin Deborah Ratcliff ein 
kleines Büro. „Könnte sein, dass 
hier in den kommenden Monaten 
eine Reihe von Häusern verkauft 
werden muss. Ich bin seit 28 Jah-
ren in diesem Geschäft, meine 
Nase sagt mir: Dieser Boom ist 
zu Ende.“ Vor ein paar Monaten 
habe sie Häuser noch über Nacht 
verkauft, jetzt dauere es Monate. 
Viele Immobilien sind zuletzt mit 
„100 %-Krediten“ finanziert wor-
den: d.h. immer teurere Hypo-
thekenkredite für komplett auf 
Pump gekaufte Häuser.  
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„Wissen Sie, sehr viele Leute ha-
ben ihre Häuser unter der Annah-
me gekauft, dass sie auf Jahre hi-
naus zwei Verdiener im Haushalt 
haben“, sagt Frau Ratcliff. „Was 
geschieht, wenn plötzlich einer 
wegfällt? Das macht einem doch 
Angst – oder?“ Landesweit er-
scheint der soziale Abstieg vielen 
Familien inzwischen als eine reale 
Bedrohung: Arbeitslosenversiche-
rung und soziale Hilfen sind in 
den USA auf ein Minimum zu-
sammengeschrumpft, Ersparnisse 
werden von den Kosten für Ge-
sundheitsversorgung oder Schul-
bildung schnell aufgefressen. Um 
den Arbeitsmarkt steht es schlech-
ter, als die offizielle Arbeitslosen-
quote von 5,5 % vermuten lässt. 
Nach wie vor hinkt die Zahl der 
neu geschaffenen Stellen hinter 
dem Bevölkerungswachstum her. 
So viele Amerikaner wie noch nie 
haben sich ganz vom Arbeits-
markt verabschiedet, und gut be-
zahlte Jobs sind immer schwerer 
zu finden, weil das Outsourcing 
in ferne Länder manchen Mittel-
standsjob verschwinden liessen. 

Beispielsweise den von Frau Mar-
tinez, die aber bereit ist zu käm-
pfen. „Ich habe hart gearbeitet 
und 20 Jahre in den USA Steuern 
bezahlt, manchmal hatte ich zwei 
Stellen auf einmal. Ich habe es in 
die Mittelschicht geschafft und bin 
nach Europa in den Urlaub ge-
reist. Jetzt soll das alles aus sein?“ 
Äusserlich ist der eleganten Frau, 
in den Fünfzigern, die in der Do-
minikanischen Republik geboren 
ist und die US-Staatsbürgerschaft 
hat, keine Notlage anzumerken. 
Für ihr kleines Apartment in der 
New Yorker Midtown zahlt sie 
gut USD 1.000/ Monat. „Ich hatte 
einen guten Job, also habe ich mir 
gesagt, ich kann mir diese Woh-
nung leisten.“ 10 Jahre hat sie in 
der Buchhaltung von Amexco ge-
arbeitet, dann als Sekretärin und 
als Empfangsdame bei Sotheby’s. 
Nebenbei studierte sie Volkswirt-
schaftslehre. 

Doch als 2001 die Wirtschafts-
flaute einsetzte, musste Martinez 
einen Job als Telefonistin beim 
Arbeitsamt annehmen – mit USD 
27.000 im Jahr verdiente sie deut-
lich weniger als zuvor. Bis sie 
auch diese Stelle verlor. Mangels 
Krankenversicherung ist Martinez 
seit Monaten nicht mehr beim 
Arzt gewesen, ihre Ersparnisse 
sind aufgebraucht. „In 2 Wochen 
geht mir das Geld aus, dann setzt 
mich mein Vermieter auf die 
Strasse“ Bei der karitativen Ver-
einigung ihrer Nachbarschaftskir-
che bekam sie einen kopierten 
Zettel in die Hand gedrückt: „Wir 
bedauern, dass wir im Augenblick 
keine neuen Fälle aufnehmen.“ 

Sozialneid wie in Europa hat in 
den USA stets nur eine unterge-
ordnete Rolle gespielt: Selbst ar-
me Amerikaner neigen dazu, den 
Wohlstand der anderen als ver-
dient anzuerkennen, und 19 % der 
US-Bürger wähnen sich in Zu-
kunft unter dem reichsten 1 % der 
Bevölkerung. Andererseits mel-
den Sozialdienste nun vermehrt 
auch aus wohlhabenderen Kreisen 
Fälle von Obdachlosigkeit und 
Zahlungsunfähigkeit. Die Zahl der 
Offenbarungseide erreichte zu-
letzt ein Rekordhoch von 1,6 Mil-
lionen. 92 % der Bankrotteure wa-
ren Mittelklassefamilien, wie das 
Consumer Bankruptcy Project in 
Harvard herausfand. Ein Drittel 
dieser Familien hatte auf diversen 
Kreditkarten ein gesamtes Jahres-
gehalt an Schulden angesammelt.  

Die Konsumforscherin J. Schor 
beklagte „den verausgabten Ame-
rikaner“, der Ökonom Robert 
Frank schrieb ein kritisches Buch 
über das „Luxusfieber“ und der 
konservative Kommentator Ro-
bert J. Samuelson schlägt vor, 
dass die ausgequetschten Mittel-
schichtler seltener essen gehen, 
ihre Kleinlaster verkaufen und 
mit ihren ohnehin schrumpfenden 
Familien in kleinere Häuser um-
ziehen sollten. 

Aber mal ehrlich: Verzichten 
kommt in den USA nicht gut an, 
denn Amerika begreift sich als 
Mittelschicht-Gesellschaft. Wenn 
der Amerikanische Traum für die 
Mittelschichten nicht mehr in Er-
füllung geht, frustriert es auch all 
jene, die ihren Weg nach oben an-
treten wollen. Können Kerry und 
die Demokraten sich also schon 
die Hände reiben und darauf ein-
richten, dass die enttäuschte Mit-
telschicht dem Präsidenten die 
Quittung serviert? Wird die Ver-
nachlässigung der Mittelschicht 
zum Eigentor für Präsident Bush?  

1992 hatte Bill Clintons Wahl-
kampfmanager Paul Krugman sein 
berühmtes Plakat im Hauptquar-
tier der Demokraten aufgehängt. 
„Es ist die Wirtschaft, Dumm-
kopf!“ stand drauf, und tatsäch-
lich unterlag Bush sen. damals 
vor allem wegen der schwachen 
Wirtschaftslage. 

Doch 2004 ist eine Ausnahme-
wahl: 41 % der befragten Ameri-
kaner geben an, dass ihnen der 
Krieg im Irak und der Kampf ge-
gen den Terror am meisten am 
Herzen liege – deutlich vor „öko-
nomischen Fragen (26 %). Ein 
grosser Teil der ländlichen Mittel-
schicht erregt sich zudem über 
Ehen homosexueller Paare, die 
Entfernung von Kreuzen aus öf-
fentlichen Gebäuden, die Domi-
nanz der „linken“ Presse und die 
„dekadente“ Hollywood-Kultur. 
Hier hat allerdings Präsident Bush 
wiederum die besseren Karten.  

Erinnern wir uns, als es dem 
Schauspieler Ronald Reagan 1980 
gelungen war, die Wirtschaft in 
den Mittelpunkt seines Wahlkam-
pfes zu stellen und er am Ende 
einer TV-Debatte mit dem am-
tierenden Präsidenten Jimmy Car-
ter das Wahlvolk fragte: „Geht es 
Ihnen heute besser als vor vier 
Jahren?“ Heute würden ihn viele 
Mittelschichtler mit einem klaren 
Nein beantworten.  



 

- 21 - 

 
US A 

   
Szenarien der US-

Präsidentschaftswahl 

 
Vom grossen britischen Ökono-
men John Maynard Keynes stammt 
der Satz: „Die Märkte können 
länger irrational bleiben als wir 
liquide.“ Nach dem 1. Weltkrieg 
glaubte Keynes, dass der Wert der 
Reichsmark wegen der hohen Re-
parationsforderungen an Deutsch-
land langfristig fallen müsse, und 
spekulierte gegen die deutsche 
Währung. Er hatte in der Sache 
zwar Recht, doch seine Spekulati-
on ging nicht auf. Es dauerte noch 
eine ganze Zeit, bis die Reichs-
mark wirklich abstürzte. Keynes 
war zu diesem Zeitpunkt aber 
schon nicht mehr liquide.  

Was Keynes damals beschrieb, hat 
heute noch Relevanz. Wie damals 
existieren in der Weltwirtschaft 
heute eklatante Ungleichgewichte. 
Das bei weitem grösste ist das 
hohe US-Zahlungsbilanz- und 
Haushaltsdefizit, das den Dollar 
als extrem überbewertet erschei-
nen lässt. Wer jedoch auf Grund 
dieser Erkenntnis jetzt gegen die 
Währung spekuliert, kann wie sei-
nerzeit Keynes kräftig verlieren. 
Dass der Dollar abstürzt, ist si-
cher. Die Frage ist nur, wann, 
unter welchen Umständen und ob 
die US-Regierung bereit ist, den 
Absturz durch Änderung ihrer 
Wirtschaftspolitik abzufedern.  

Der Grund für die fundamentale 
Überbewertung ist eine alarmie-
rende Entwicklung in der US-
Wirtschaft. Sie wurde in den letz-
ten Jahren durch extrem lockere 
Fiskal- und Geldpolitik auf Tou-
ren gehalten. Für 2004 schätzt die 
OECD die Wachstumsrate auf 
4,7 %. Das Problem ist, dass die 
USA ein derart hohes Wachstum 
brauchen, um ihren Finanzbedarf 
zu decken. Selbst eine, wie ange-
strebt, mildere Verlangsamung, 
hätte dramatische Konsequenzen.  

Das Haushaltsdefizit beträgt in 
diesem Jahr laut OECD 4,7 %, 
die gesamte Staatsverschuldung 
64,1 Prozent des BIP. Die Zahlen 
ähneln den deutschen (3,7 %  res-
pektive 66,9 %). Die USA haben 
jedoch ein Leistungsbilanzdefizit 
von 4,7 %, Deutschland dagegen 
einen Überschuss von 2,2 %. Ad-
diert man das Haushalts- und 
Zahlungsbilanzdefizit der USA, 
kommt man auf 9,4 % des BIP 
für 2004, nach anderen Schätzun-
gen sogar auf über 10 %. Die 
deutsche Wirtschaft hat sicher 
eine Menge Strukturprobleme, 
aber nicht annähernd so gravie-
rende wie die amerikanische unter 
Präsident George W. Bush. 

Ob Schulden nachhaltig finanzier-
bar sind, lässt sich am Schulden-
stand und den jährlichen Defizi-
ten nicht ablesen. Länder wie 
Deutschland oder Japan können 
sich weitaus höhere Schulden leis-
ten als z.B. Argentinien. Das ist 
übrigens auch ein Grund dafür, 
dass das 3 %-Kriterium des euro-
päischen Stabilitätspaktes ökono-
mischer Unsinn ist. Entscheidend 
für die Tragfähigkeit von Defizi-
ten ist die Fähigkeit, Exporte zu 
generieren. Und da sieht es nicht 
gut aus für die USA, wo die Ex-
porte nur 11 % des BIP ausma-
chen. Deutschland kommt 2004 
auf 35 %. Die Sparquote der US-
Haushalte liegt bei 2 %, wohin-
gegen sie in Deutschland und 
Frankreich um die 11 % erreicht.  

Die US-Defizite werden derzeit 
zu einem grossen Teil von asia-
tischen Investoren, insbesondere 
den Zentralbanken, finanziert, was 
die relative Stabilität des Dollar in 
diesem Jahr erklärt. Aber die Nei-
gung und die Fähigkeit ausländi-
scher Investoren, das US-Defizit 
zu immer schlechteren Konditio-
nen zu finanzieren, ist begrenzt. 
Irgendwann implodiert dieses Sys-
tem. Es gibt verschiedene Szena-
rien dafür, wie sich dieses Un-
gleichgewicht anpassen wird.  

Szenario 1) Bush gewinnt wieder. 
Seine Steuersenkungen werden 
aufrechterhalten. Er wird zwar 
versuchen, das Haushaltsdefizit 
einzugrenzen, aber es wird keine 
grundsätzliche Änderung in der 
Wirtschaftspolitik geben. Dann 
ist es nur noch eine Frage der 
Zeit, bis es zu einem gewaltigen 
Crash des Dollar und der US-
Anleihen kommen wird.  

Szenario 2) Kerry gewinnt, ver-
zichtet aber auf eine grundlegen-
de Änderung der Wirtschaftspoli-
tik und gibt dem protektionisti-
schen Druck seiner Partei und 
seines Vizepräsidenten nach. Das 
Ergebnis wäre dasselbe Szenario, 
wahrscheinlich schlimmer.  

Szenario 3) Kerry gewinnt und 
verfolgt eine Wirtschaftspolitik á 
la Clinton. Er setzt Steuererhö-
hungen durch und erstellt einen 
glaubwürdigen Plan, das Haus-
haltsdefizit innerhalb von 8 Jah-
ren zu eliminieren. Gleichzeitig 
versucht die Regierung in Zusam-
menarbeit mit der Notenbank 
Fed, den Wert des Dollar langsam 
den Realitäten anzupassen, etwa 
durch inoffizielle Zielzonen. Sze-
nario 3 wäre relativ positiv, ist 
aber eher unwahrscheinlich.  

Im Gegensatz zu Clinton im Jahr 
1992 hat Kerry keine Strategie für 
die US-Wirtschaft ausser dem po-
pulistischen Vorschlag, die Verla-
gerung von Arbeitsplätzen ins 
Ausland zu verhindern bzw. Fir-
men mit Subventionen dazu zu 
bringen, Arbeitsplätze wieder in 
die USA zurückzuverlagern. Die 
Demokraten sind protektionisti-
scher als die Republikaner, aber 
haushaltspolitisch pragmatischer. 

Szenario 2 ist vielleicht zu pessi-
mistisch, Szenario 3 zu optimis-
tisch. Insgesamt ergibt sich, dass 
für die Stabilität der internationa-
len Wirtschaft ein Präsident Kerry 
besser wäre. Allerdings sollte man 
sich nicht allzu grosse Illusionen 
machen, dass es dazu kommt.  
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EIN LITER ÖL AUF 
GROSSER FAHRT 

 
Noch nie war Benzin so teuer 
wie heute. Warum? Begleiten 
wir einen Liter Rohöl auf sei-
ner Reise von der Quelle in 
Kuwait durch den Suezkanal 
nach Rotterdam bis zu einer 
Tankstelle in Deutschland.  

 

STATIONEN DER  
PREISSTEIGERUNG 

 

Tag 1. in Kuwait: Muhammad 
Almulla, ein Mann mit orangefar-
benem Helm, blauem Kittel und 
weissen Handschuhen, schraubt 
einen Druckmesser auf ein Rohr-
gebilde, das er christmas tree nennt. 
500 psi zeigt das Gerät an. Psi 
steht für „pound per square inch“. 
Was das bedeutet, kann man er-
ahnen, wenn man die Hand auf 
einen Ast des „Christmas tree“ 
legt. Er vibriert wie ein Schienen-
strang, auf dem sich ein Schnell-
zug nähert. Almulla öffnet ein 
Ventil. Mit Gas vermischtes Öl 
zischt heraus. Er füllt eine Probe 
in eine Flasche – unserer Ge-
schichte kann beginnen. Es ist die 
Geschichte eines Liters Öl auf sei-
ner Reise von der Quelle 473 im 
kuwaitischen Ölfeld Burgan bis 
einer Tankstelle in Deutschland. 

Hält man, für einen ersten Ein-
druck, die Flasche Rohöl gegen 
die Sonne, dann zeigt sich, dass es 
nicht schwarz ist, sondern tief-
braun mit einem oszillierenden 
Stich Dunkelrot. Umso eindeuti-
ger ist der Geruch der Flüssigkeit. 
Sie riecht jetzt schon schmutzig, 
wie ein undichter Tanklaster. Ein 
Tropfen des Liters kommt als 
Probe ans Tageslicht, der Rest 
wird im Rohr mit dem Druck 
fortgerissen und pulsiert durch 
eine Leitung zur Sammelstation, 
in der das Öl aus knapp 100 
Quellen im Umkreis von fünf 
Kilometern zusammenläuft.  

Die Temperatur beträgt schon am 
Vormittag 50 Grad im Schatten. 
Wenn eine Windböe den Wüs-
tenstaub aufwirbelt, bleibt der wie 
grauer Dunst in der Luft hängen. 

Burgan ist das zweitgrösste 
Ölfeld der Welt, fünfmal so 
gross wie Liechtenstein. Ohne 
Sondergenehmigung kommt kein 
Besucher an den freundlichen, ih-
rer Pflicht aber genau nachkom-
menden Wachmännern vorbei. 
Hinter dem Sicherheitsposten be-
ginnt ein weites, konturloses Ge-
lände, in dem man träge wippen-
de Ölpumpen oder Bohrtürme 
vergeblich sucht. Das erste Öl 
wurde hier 1938 von der zur BP 
gehörigen Anglo-Persian Oil 
Company und der US-Gulf Oil 
Company entdeckt. Die Förde-
rung begann 1948, bis heute ist 
dafür kein grosses technisches 
Gerät erforderlich, denn das Öl 
dringt seit 56 Jahren wie Lava 
an die Oberfläche. 

Wie in einem übergrossen Stell-
werk legen Arbeiter Hebel um, di-
rigieren die Flüssigkeit durch di-
verse Ventile. Wasser wird abge-
schieden, Gas abgefackelt, Druck 
heruntergefahren. Öldunst würzt 
die Luft. Einige Arbeiter, die 
Köpfe in helle Tücher gehüllt, 
hantieren mit Schneidbrennern. 
Eine lebensgefährliche Arbeit, Si-
cherheitsvorkehrungen sind nicht 
zu erkennen. Ein Betriebsleiter 
weist die Männer an, den Boden 
aus Gründen des Feuerschutzes 
einzuwässern. Vor Jahren explo-
dierte eine Sammelstation, vier 
Mann kamen dabei ums Leben. 

In allen Schulbüchern dieser Welt  
steht in etwa dergleiche Lehrsatz: 

„Erdöl ist in Millionen von 
Jahren aus organischer Materie 
entstanden. Unter Luftab-
schluss und unter Einwirkung 
von Druck und Hitze hat es 
sich aus Mikroorganismen und 
Pflanzen gebildet, die sich auf 
dem Meeresboden ablagerten.“ 

Zu Ende des 19. Jahrhunderts 
entwickelte der Russe Dimitrij 
Mendeléjew die sog. abiotische 
Theorie, die russische und ukrai-
nische Geologen in den 50er Jah-
ren des 20. Jahrhunderts zur Stan-
dardlehre der sowjetischen Erdöl-
wissenschaft ausbauten. In der 
Wissenschaft konkurrieren heute 
widersprüchliche Hypothesen: die 
abiotische und die organische. 

Der abiotischen Theorie Mendelé-
jews zufolge besteht Öl nicht aus 
organischer Materie, sondern 
formt sich tief unter der Erdober-
fläche ständig neu und drängt von 
dort nach oben. Demnach ist Öl 
keine endliche, sondern wie Wind 
und Sonnenenergie eine sich er-
neuernde, im Überfluss vorhan-
dene Ressource. Die abiotische 
Theorie macht seit drei Jahren im 
westlichen Europa und vor allem 
in den USA die Runde, ist jedoch 
auch äusserst umstritten.  

Khalaf al-Anzi belächelt die in 
Mode geratene Sowjettheorie. Er 
ist leitender Reservoirgeologe der 
Kuwait Oil Company (KOC), 
eines regierungseigenen Betriebs, 
der die 1975 verstaatlichten Ölfel-
der des Landes verwaltet. „Ich 
kann mir vorstellen, dass Öl im-
mer weiter entsteht. Aber sicher 
nicht ohne organische Materie. 
Und ganz sicher nicht so schnell, 
wie wir es ausbeuten.“ Al-Anzis 
Büro ist in einem schmucklosen 
Barackenbau in Achmadi unterge-
bracht. Achmadi ist eine mittel-
grosse Industriestadt in der ku-
waitischen Wüste. 

Aus der Zeit von British Petro-
leum von 1938 bis 1975 sind ein 
Rugbyclub und wunderschöne 
Villen im Kolonialstil geblieben. 
Gerade entsteht eine imposante, 
moderne Hauptverwaltung der 
KOC mit einer wie Dünen ge-
wellten Fassade aus grünem Glas. 
Die Angestellten lassen ihre All-
radautos an Tanksäulen auffüllen, 
die keinen Preis anzeigen. Denn, 
Treibstoff ist für sie kostenlos. 
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Woher kommt der Druck, der das 
Erdöl mit 500 psi aus dem Wüs-
tenboden treibt? Tief unter dem 
Burganfeld liege eine wasserge-
tränkte Bodenschicht, eine Art 
unterirdischer See, erklärt al-Anzi. 
Der erzeuge, durch den ganz na-
türlichen Wasserdruck, den Auf-
trieb. Auf dem Ölfeld liesse sich 
ein „natürlicher Entleerungsme-
chanismus“ beobachten. Dabei 
dringt das unter Hochdruck ste-
hende Wasser ins Ölreservoir ein. 
Das Reservoir wird ständig klei-
ner - sehr langsam, aber doch un-
aufhaltsam. Auf einer Karte des 
geologischen Untergrundes kann 
man das sehen.  

Tag 2 in Kuwait:  Unser Liter Öl 
fliesst aus der Sammelstation in 
das Öllager Süd, eine kaum zu 
überblickende Ansammlung riesi-
ger Tanks in der Nähe von Ach-
madi. Zusammen mit einer weite-
ren Tankfarm besitzt das Öllager 
Süd ein Fassungsvermögen von 
16 Millionen Tonnen. Das ent-
spricht etwa einem Sechstel des 
Jahresbedarfs von Deutschland, 
des immerhin viertgrössten Erdöl-
marktes der Welt.  

Öl ist nicht gleich Öl. Jede Sorte 
hat bestimmte Eigenschaften – 
wie Wein, der aus verschiedenen 
Anbaugebieten stammt. Neben 
dem mittelschweren Burganöl, 
das 80 Prozent der Produktion 
Kuwaits ausmacht, gibt es schwe-
res Öl aus Minagisch, leichtes Öl 
aus South Maqua und ein very light 
crude, ein sehr leichtes Öl mit dem 
schönen Namen Kara’a al-Mara 
Nadschmah Nargelu. Im Öllager 
vor den Toren der Stadt Achmadi 
wird unser Liter ÖL mit den obi-
gen Sorten zu Kuwait Export 
Crude (KEC) gemixt, mit spezi-
fischen Gewicht von 30,5 API 
(„American Petroleum Institute) 
und Schwefelgehalt von 2,65%. 
Einen Tag lang wird das verpan-
schte Öl gelagert, damit sich letz-
te Wasserreste am Boden der rie-
sigen Tanks absetzen können. 

Tag 3 in Kuwait: Fragt man den 
Geologen Khalaf al-Anzi, was die 
Produktion unseres Liter Öl bis-
her gekostet hat, meint er: „So 
um USD 1,-/Barrel“. Ein Barrel, 
d.h. ein Fass von 159 Litern, ist 
die Einheit, in der Öl auf der gan-
zen Welt gehandelt wird, so, wie 
man es vor der Erfindung der 
Pipelines 1865 getan hat. Exxon 
Mobil rechnet z.B. für seine welt-
weiten Operationen Förderkosten 
von durchschnittlich USD 3,33 
pro Barrel. Bei komplizierten Boh-
rungen im offenen Atlantik oder 
der teuren Erschliessung von Öl-
sand im kanadischen Alberta 
schnellen die Kosten, wer immer 
da fördert, bis auf USD 20 pro 
Barrel hoch. Kuwait produziert 
das billigste Öl der Welt. Rech-
net man den Dollar für unse-
ren einen Liter in Euro um, 
kommt man auf Förderkosten 
in Kuwait von 0,6 Euro Cent 
oder 0,006 Euro pro Liter !   

Unser Liter fliesst danach in einer 
Überlandpipeline ein paar hun-
dert Meter meerwärts und dann 
weiter zur A l Salheia, einem Su-
pertanker der Kuwait Oil Tanker 
Company (KOTC), in der Nähe 
des ausgedienten Verladeterminals 
Sea Island, wo das Wasser tief ge-
nug ist. Mit 300.000 Tonnen voll 
beladen, schleppt ein „Very large 
crude carrier“ (VLCC) einen 25 Me-
ter tiefen Bauch unter sich her. In 
den relativ flachen Gewässern des 
Persischen Golfs können solche 
Supertanker nicht näher als 20 
Kilometer an Land heran navigie-
ren. Die A l Salheia, ist durch Un-
terwasserrohre mit dem Festland 
verbunden. Zwei auf dem Wasser 
schwimmende Schläuche verbin-
den sie mit dem Schiff.  

Als unser Liter in den Super-
tanker gepumpt wird, kostete 
er, wie gesagt, 0,6 Euro Cent. 
Dann geschieht ein Wunder. 
An Bord des Supertankers an-
gekommen, kostet er plötzlich 
16 Cent. „26 mal so viel“ ! 

So viel hat der Händler, der die 
A l Salheia für den Transport ge-
chartert hat, für ihn bezahlt. Wa-
rum? Die Erklärung findet sich in 
einem komplizierten Prozedere: 
Das finanzielle Schicksal unseres, 
seinen Wert märchenhaft verviel-
fachenden Liter hatte schon 2 Mo-
nate, bevor er aus ölschwammiger 
Tiefe in die Steigleitung der Bur-
ganquelle in Kuwait gesprudelt ist, 
seinen Lauf genommen. 

In Wesseling bei Köln ist eine von 
drei Raffinerien der deutschen 
Shell angesiedelt. Der Raffinerie 
lag ein Grossauftrag einer Stras-
senbaugesellschaft für Bitumen 
vor, den Grundstoff zur Herstel-
lung von Asphalt. Bei der Destil-
lation von Öl entstehen nicht nur 
Benzin und Diesel, sondern über 
ein Dutzend andere Produkte, von 
Flugbenzin, Methylalkohol, Flüs-
siggas, Ammoniak bis eben Bitu-
men. Aus dem Öl des Nahen Os-
tens lässt sich aufgrund seines 
spezifischen Gewichts besonders 
viel Bitumen gewinnen. 

Susanne Schuetze-Kayser, Econo-
mics & Scheduling Manager des 
Kölner Unternehmens, bestellte 
bei der für den Einkauf zustän-
digen Shell Trading and Shipping 
Company (Stasco) in London 
einen Posten, mehrere hundert-
tausend Tonnen arabisches Roh-
öl. Die bekannten Namen im Ge-
schäft – Shell, BP, ExxonMobil, 
Chevron und TotalFinaElf – för-
dern selbst nur knapp über 14 % 
des weltweit gewonnenen Roh-
stoffs. Sie sind in erster Linie Öl-
händler und Ölveredler. Sie kau-
fen den grössten Teil ihres Be-
darfs ein. Der Preis wird an drei 
Börsen fixiert, der New Yorker 
Nymex, der SGX in Singapur und 
der International Petroleum Ex-
change (IPE) London. Hier be-
sorgte die Firma Stasco das Nah-
ostöl für Wesseling, genau ge-
nommen besorgte sie an der Lon-
doner Börse ein Papier mit Preis- 
und Lieferdatum.  
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Merkwürdigerweise steht auf die-
sem Papier „Brent“, als ob unser 
Liter das Öl aus einem durch die 
Brent Spar zu Berühmtheit gelang-
ten Feld in der Nordsee stammen 
würde. Jackie Bulliemore, die für 
die Marktanalysen der IPE verant-
wortlich ist, erklärt den verwirren-
den Umstand wie folgt: 

Öl wird je nach Bestimmungsort 
als „Brent“ für Europa, als 
„Dubai“ für Asien und als „West 
Texas Intermediate“ - für Ameri-
ka bezeichnet, ganz gleich, von 
welcher Sorte es ist. „Bei uns geht 
es um virtuelles Öl. Mit physi-
schem Öl hat das nichts zu tun.“ 
Als die Stasco die Ladung über-
nimmt, zahlt sie also 16 Cent für 
unseren einen Liter, der an die-
sem Tag an der Londoner Öl-
börse für 22 Cent gehandelt wird. 
Das hat zwei Gründe. 

Kuwait Export ist um 17 % billi-
ger als das leichtere, bessere Nord-
seeöl. Minderwertigeres Öl zu raf-
finieren kostet mehr als leichtes, 
deswegen hat es von vornherein 
einen geringeren Preis. Nach dem 
Preisabschlag von 17 %  hat die 
Stasco die Ladung immer noch 
billiger bekommen, als sie an 
diesem Tag in London gehandelt 
wurde – eine Differenz von 2,26 
Cent/ Liter. Diese hat Stasco ge-
spart, weil sie ihn vor zwei Mona-
ten virtuelles Öl erwarb, zum da-
maligen Preis für den jetzigen Lie-
fertermin - ein Termingeschäft. 

Damit beugen vor allem Gross-
abnehmer einem Kollaps vor. So 
wie die Stasco mit steigenden Öl-
preisen spekulierte und frühzeitig 
einkaufte, sicherte sich die Luft-
hansa 90 % ihres Treibstoffver-
brauchs für 2004 im Voraus und 
kaufte ihn fast ein Viertel billiger 
ein als zum gegenwärtigen Zeit-
punkt. British Airways besorgte 
sich 72 % ihres Bedarfs bis März 
2005 sogar noch günstiger. Dazu 
sind allerdings grosse Mengen 
flüssigen Geldes erforderlich.  

Tag 4 – noch immer in Kuwait: 
Der Supertanker A l Salheia hängt 
noch an der Boje. Das rote Un-
terteil ihres riesigen Leibes ver-
sinkt langsam im Wasser, bis nur 
der obere schwarze Rand zu se-
hen ist. Sie ragt nicht mehr aus 
dem Meer, sondern mutet fast 
wie ein überdimensionales U-Boot 
an. Wenn die Tanks bis oben voll 
sind, bleiben gerade noch zwei 
Meter Freiraum zwischen Kiel und 
Meeresboden. Insgesamt dauert 
die Beladung des Schiffs mit den 
300.000 Tonnen 36 Stunden.  

Unser Liter Öl, der dank des Bör-
sengeschäfts so stolz an Wert zu-
gesetzt hat, hat einen Anteil am 
Wohlstand in seinem Ursprungs-
land Kuwait. Die knapp eine Mil-
lion Kuwaitis geniessen eine fami-
lienfreundliche Sozialpolitik, jedes 
Paar erhält nach der Hochzeit 
70.000 Dinar (etwa € 190.000) als 
zinsloses Darlehen zur Abzahlung 
eines vom Staat gebauten Hauses. 
Erziehung und Gesundheitsver-
sorgung sind frei, inkl. eventuell 
nötig werdender Behandlung in 
Londoner Privatkliniken. Steuern 
jeglicher Art sind unbekannt. 

Kuwait ist ein zuverlässiger Öllie-
ferant. Soziale Spannungen wer-
den subtil überbrückt, politischer 
Streit ebenso subtil unterdrückt. 
Ein Höherer Ölrat unter Vorsitz 
des Ministerpräsidenten Scheich 
Saba Al-Achmed al-Saba trifft alle 
wichtigen Geschäftsentscheidun-
gen. Die al-Sabas regieren das 
Land seit 200 Jahren. 

Tag 5 – die Seereise beginnt: 
Die A l Salheia legt ab, fährt durch 
einen engen Tiefwasserkanal pa-
rallel zur Küste Saudi-Arabiens in 
den Persischen Golf und nimmt 
Kurs Südost Richtung Rotes Meer. 
Reisegeschwindigkeit (15 Knoten) 
und Anlieferdatum sind im Char-
tervertrag genau festgelegt, weil 
der Charterer den Treibstoff be-
zahlen muss und exakt kalkuliert.   

An der Londoner Ölbörse wird 
unterdessen immer weiter um sein 
virtuelles Dasein gefeilscht. Täg-
lich, stündlich, oft minütlich klet-
tern die Preise. Jeder Zeitungsbe-
richt, jedes Gerücht, jede Agentur-
meldung treibt die Fieberkurve 
nach oben. Die aktuellen Meldun-
gen laufen als „Newsticker“ unter 
der Leuchttafel mit gerade ausge-
handelten Kontrakten vorbei, z.B. 

Statements eines irakischen Mi-
nisters, dass die von der US-Be-
satzungsverwaltung für USD 100 
Millionen zum Schutz der Pipeli-
nes angeheuerte Privatarmee ihrer 
Aufgabe nicht gewachsen sei; ein 
Streik der Ölarbeiter in Nigeria; 
politische Unsicherheit in Vene-
zuela; eine Erklärung des OPEC-
Generalsekretärs, dass er in sei-
nen Mitgliedsländern keine Mög-
lichkeiten zur Ausweitung der 
Förderung sähe. Saudi-Arabiens 
Ölminister dementiert. Sein Land 
wolle jeden Tag 1,3 Millionen Bar-
rel mehr fördern. Das sollte den 
Preisdruck stoppen. Die Notie-
rungen geben tatsächlich nach, 
aber nur für kurze Zeit. Schon 
wiegen neue Hiobsbotschaften 
schwerer. Vor allem der drohende 
Kollaps der öffentlichen Strom-
versorgung Chinas, das Deutsch-
land als drittgrössten Ölimporteur 
der Welt überholt hat. Immer 
mehr chinesische Haushalte ver-
sorgen sich mit Dieselgenerato-
ren. Wo soll all der Sprit für die 
Chinesen herkommen? 

Noch wird das kapitalistische 
Spektakel sprichwörtlich wie auf 
einer Bühne aufgeführt. Aber es 
ist bereits geplant, die Londoner 
Börse demnächst auf elektroni-
schen Handel umzustellen. Sie 
gehört der Tochterfirma einer im 
US-Staat Delaware registrierten 
Intercontinental Exchange Inc. als 
deren grössten Anteilseigner BP 
und die US-Geschäftsbanken 
Goldmann Sachs und Morgan 
Stanley eingetragen sind.  
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In dem Zeitraum von seinem 
Einkauf als virtuelles Handelsgut 
ist der Wert unseres damals noch 
in der Erdtiefe ruhenden Liters 
von 16 auf 22 Cent hochge-
schossen. Die Financial Times sieht 
für ihn einen Preis von 25 Cent 
zum Jahresende voraus, also einen 
Barrelpreis von USD 50,-. Die 
Kuwait Times zitiert einen Markt-
analytiker, der meint, die kritische 
Schwelle könne schon in den 
nächsten Wochen überschritten 
werden. Mit dramatischen Konse-
quenzen für die Verbraucherlän-
der. Pleiten, Einbruch der Ak-
tienmärkte, Rezession. 

Angesichts solcher Nachrichten 
wird schnell vergessen, dass erst 
vor drei Jahren alle Welt über den 
scheinbar unaufhaltsamen Kollaps 
der Ölpreise jammerte. Im No-
vember 2001 kostete der Liter 
Rohöl an der Börse in London 10 
Cent. 1997 waren es weniger als 6 
Cent. Die als Kartell gegründete 
Opec war damals so hilflos, wie 
sie es heute ist: Damals drosselten 
die Mitgliedsstaaten, die 40 % des 
weltweit verbrauchten Öls liefern 
und die auf knapp 80 % aller 
nachgewiesenen Reserven sitzen, 
die Produktion. Ohne Erfolg. 
Jetzt fördern sie mit ebenso we-
nig Effekt 16,5 % mehr als ihre 
selbst auferlegten Quoten. 

Der Ölpreis bewegt sich unabhän-
gig von dem, was die Opec tut. 
Der wahre Grund für die Preis-
schwankungen liege darin, so ein 
Kolumnist der New York Times, 
dass die mit Öl zusammenhängen-
de Infrastruktur, Transport und 
Verarbeitung also, zu unflexibel 
sei, um den Finten der Märkte zu 
folgen. Öl gibt es gegenwärtig im 
Überfluss, auch wenn man Lo-
monossows konventionelle Theo-
rie des endlichen Öls zur Grund-
lage nimmt. Zwar machen meis-
tens pessimistische Vorhersagen 
die Schlagzeilen. Selbst die Öl-
multis trauen ihrer Zukunft nicht:  

BP veröffentlichte in den 70er 
Jahren eine Analyse, die davon 
ausging, dass die weltweite Förde-
rung 1985 ihren Höhepunkt über-
schreiten würde. Shell setzte auf 
das Jahr 1999. Tatsächlich sind 
die nachgewiesenen Reserven heu-
te fast doppelt so hoch wie da-
mals, trotz einer jährlichen Zu-
nahme der Förderung um ca. 2 %. 
Das ergab eine Aufstellung der 
englischen Universität Plymouth, 
wonach der Bestand der Reserven 
seit 1945 kontinuierlich schneller 
wuchs als der Verbrauch. Manche 
Fachleute glauben, das Ölzeitalter 
werde lange vor dem Versiegen 
der Quellen zu Ende gehen, wie 
das Kohlezeitalter lange vor einer 
Erschöpfung der Reserven zu En-
de ging. Andere bevorzugen je-
doch eher das Krisenszenario. 
Eins ist jedoch unbestritten: 

Der Ölhahn lässt sich nicht, wie 
so oft gefordert, einfach „aufdre-
hen“. Fachleute sprechen von Re-
servoir-Development, d.h. jedes 
Ölvorkommen muss bei der Nut-
zung über Jahrzehnte behutsam 
entwickelt werden. Sonst wird das 
sensible Gleichgewichtsverhältnis 
von Öl, Gas und Wasser dauer-
haft zerstört. Dazu kommen wei-
tere Engpässe, die es zu überwin-
den gilt. Etwa den Durchmesser 
der Pipelines die Beschränkungen 
der Ladekapazitäten im Suezkanal. 

Tag 15 Suezkanal>Rotterdam: 
Voll beladen kommt die Al Salheia 
nicht durch den viel zu flachen, 
135 Jahre alten Schifffahrtsweg, 
der nur einspurig mal in die eine, 
mal in die andere Richtung zu be-
nutzen ist. Vor der Einfahrt wird 
ein Grossteil der Fracht gelöscht 
und durch eine Rohrleitung auf 
die Mittelmeerseite gepumpt. In 
Port Said kommt die Ladung zu-
rück an Bord. Ob es wirklich das-
selbe Öl ist, da ist sich Kapitän 
Masoud Ali nie ganz sicher. 
Hauptsache, es hat die gleichen 
Eigenschaften:  

Spezifisches Gewicht, Schwefel- 
wie Wassergehalt. Hauptsache, es 
fehlen nicht 400 Tonnen, was 
auch schon vorgekommen ist. 
Hauptsache die Ladepapiere sind 
in Ordnung. Kapitän Ali ist ein 
würdevoller Herr, dessen natürli-
cher Autorität sich jeder beugt. 
Er spricht von dem komplizierten 
Beziehungsgeflecht von Händ-
lern, Mittelsmännern und Mak-
lern und der Schlüsselrolle, die sie 
in der Bewegung des Liters Öl 
von A nach B spielen. 

So viel ist schnell klar. Die um-
ständliche Passage durch den Su-
ezkanal kommt trotz der einmali-
gen Gebühr von USD 305.000 
pro Durchfahrt billiger als eine 
monatelange Reise um die Süd-
spitze von Afrika. Während Wirt-
schaftsflauten, wenn Schiffstreib-
stoff billig, die Nachfrage nach Öl 
flau und Chartergebühren niedrig 
sind, ist das manchmal umgekehrt. 

Derzeit kostet die Charter eines 
Supertankers wie die A l Salheia 
USD 18.000 bis 23.000 am Tag. 
Die Reeder, in unserem Fall die 
Kuwait Oiltanker Company, ver-
dienen prächtig, weil ihre Kosten 
nur zwischen täglich USD 11.000 
bis 14.000 liegen. Für die Reise 
nach Rotterdam verlangen sie et-
wa eine halbe Million Dollar. Der 
Charterer muss neben der Gebühr 
für den Suezkanal noch den Treib-
stoff, das sind etwa USD 315.000, 
plus am Ende der Fahrt noch ein-
mal USD 130.000 Hafengebühren 
in Rotterdam. Mit dem Transport 
addieren sich USD 1,25 Millionen 
zu den Kosten der Ladung. Für 
unseren 1 Liter schlägt die grosse 
Zahl mit nur 0,3 Cent zu Buche. 
Der legt sein kommerzielles und 
fiskales Fett anderswo an.  

Tag 30 Rotterdam-Hafen: Die 
A l Salheia macht nach 25-tägiger 
Reise zum festgelegten Zeitpunkt 
am Maasvlakte Olie Terminal in 
Rotterdam fest.    
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Die kolossale Anlage an der Aus-
fahrt des 35 Kilometer langen Ha-
fens ist ein Gemeinschaftsunter-
nehmen von BP, ExxonMobil, 
Kuwait Petroleum, Shell, Total 
und Vopak (holländische Reede-
rei). Dort gibt es 2 Anleger für Su-
pertanker und 36 Tanks, jeder so 
hoch wie ein 7-stöckiges Haus mit 
einem Durchmesser von 85 m. 
Über 4 Millionen Kubikmeter pas-
sen in alle zusammen hinein, mehr 
als das Ladevermögen der gesam-
ten Tankerflotte Kuwaits. In 36 
Stunden wird das Schiff leer ge-
pumpt. Hafenmeister Leo Koet 
sagt dazu: „Schwarz ist schwarz, 
Öl ist Öl.“ Damit deutet er an, 
dass in den Tanks das Öl nach 
Herzenslust zwischen den Firmen 
ausgetauscht und auch vermischt 
wird. Er lässt bei der Entladung 
drei Proben ziehen, die er, in Fla-
schen abgefüllt, sortiert und eti-
kettiert, in einem dunklen Neben-
gebäude wie in einem Weinkeller 
aufbewahrt. Als flüssige Belege, 
dass, solange er zuständig ist, alles 
mit rechten Dingen zuging.  

Tag 32 – in der Pipeline: Unser 
Liter verschwindet danach in der 
Rotterdam-Rhein-Pipeline (RRP), 
um in vier Tagen nach Wesseling 
bei Köln zu kommen. Rotterdam 
hängt ziemlich am Öltropf, denn 
ein Drittel der Hafengebühren 
fliesst in den Etat der Stadt. Am 
Unterlauf der Maas findet man 
ein Konglomerat von Raffinerien 
und Tanklagern. Diese sind Aus-
gangspunkt eines internationalen 
Pipelinenetzes. In Deutschland 
reicht es bis Hamburg und Lud-
wigshafen. Die neuen Bundeslän-
der werden aus dem russischen 
Samava versorgt, Süddeutschland 
aus Triest und dem französischen 
Lavéra. Die Leitung nach Wesse-
ling gehört einem Konsortium 
aus Shell, BP und Texaco. Der 
Pipelinetransport kostet € 3 bis 4 
pro Tonne. Diese 4 Zehntel hin-
ter dem Komma lassen den Preis 
aufgerundet erstmal auf 17 Cent 
pro Liter steigen. 

Unser Liter Öl treibt – sozusagen 
- im Spaziergängertempo unter 
holländischen Wiesen und der 
norddeutschen Tiefebene rhein-
wärts. Der Transport auf einem 
Rheintanker würde nicht viel mehr 
kosten, einen halben Cent / Liter. 
Per Bahn wären es 9-mal mehr, 
und in einem LKW-Tankwagen 
30-mal so viel wie in der Pipeline. 

In Pipelines wird nicht nur Öl, 
sondern auch Flüssiggas, Benzin 
und andere Ölprodukte befördert. 
Aus der Zeit des Kalten Krieges 
gibt es ein eigenes, weit verästel-
tes Rohrleitungsnetz der Nato, das 
nun auch zivil genutzt wird. Die 
Bundesrepublik hängt heute zu 
97 % von Importen ab. Ein Drit-
tel kommt mittlerweile aus der 
Nordsee, 40 % aus den Nachfol-
gestaaten der Sowjetunion. Mit-
glieder der Opec lieferten 2003 
nur 20 von insgesamt 106 Millio-
nen eingeführten Tonnen. Der 
Anteil des Nahen Ostens ging 
von 83 % 1950 auf 9,6 % zurück. 
Für den Notfall wird Öl auf Vor-
rat gehalten, ein Viertel des Jahres-
verbrauchs, wie gesetzlich vorge-
schrieben. Ein Grossteil ist unter-
irdisch in Salzstöcken bei Will-
helmshaven, Bremen, Hamburg 
und Heide eingelagert. Alle Ölfir-
men müssen sich daran beteiligen. 
Der am Hamburger Jungfernstieg 
ansässige Erdölbevorratungsver-
band treibt zur Finanzierung eine 
Zwangsabgabe ein, die sich mit 
0,005 Cent beim Preis jedes Liter 
Öl niederschlägt. 

Tag 36 - Ankunft in Wesseling: 
Auf dem Raffineriegelände, unter 
den Nazis eine Braunkohleverflüs-
sigungsanlage für Wehrmachts-
benzin, erinnern nur noch einige 
Bunker an die braune Vergangen-
heit. In der Raffinerie destilliert 
Shell jährlich 16 Millionen Tonnen 
Rohöl, ein knappes Sechstel des 
deutschen Gesamtverbrauchs. Das 
2 Quadratkilometer grosse Gelän-
de reicht von der A555 bis ans 
Rheinufer und wirkt verwahrlost.  

Der Betrieb ist so hoch automa-
tisiert, dass 48 Arbeiter die Kern-
funktionen der 8 Produktionsanla-
gen steuern können. Die Raffine-
rie scheffelt zurzeit Geld wie 
nie. In einem Monat verdient 
sie so viel wie im ganzen letz-
ten Jahr. Die Preise für Rohöl-
erzeugnisse sind schneller ge-
stiegen als das Rohöl selbst. 
Die USA und China, beides Län-
der, die nicht über genug Raffi-
nerie-Kapazitäten verfügen, um 
ihren Bedarf zu decken, kaufen, 
was sie können.  

Von unserem Liter Öl keine Spur. 
Er ist irgendwo in Destillations-
kolonnen, Hydrocrackern, Ent-
schwefelungs- und Olefinanlagen 
verschwunden. Das „Gemisch aus 
verschiedenen Stoffen wird in für 
Laien rätselhaften Prozessen in 
Flüssiggas, Gasöl, Mittelöl und 
Schweröl verwandelt. Aus Gasöl 
und den Mitteldestillaten entste-
hen Treibstoff, Heizöl und Flug-
benzin. Das dauert nicht länger 
als einige Minuten. Andere Be-
standteile werden in „kostbare 
Verkaufsprodukte“ wie Naphta, 
Benzol und Propylen verwandelt. 

Und wieder die wundersame Preis-
steigerung: An einer Shell-Tank-
stelle vor dem Firmentor kostet 
unser Liter Öl – nun als Benzin 
- 1 Euro 12 Cent, also 95 Cent 
mehr als kurz vor der Raffi-
nerie. Sein Preis hat sich seit-
dem mehr als versechsfacht. 

Shell zufolge ist das nicht die 
Schuld des Unternehmens: Nun 
schlage vor allem die Bundes-
regierung zu. Steuern machen 
75 % des Benzinpreises aus. 

6 % zahlt der Endverbraucher 
für Transport, Vertrieb und Ka-
pitalverzinsung. Nur 19 % spie-
geln den Produktpreis wider. 
Nach dieser Kalkulation blei-
ben bei der Shell 4,24 Cent pro 
Liter hängen. Der Liter hat in 
der Raffinerie knapp 20 % an 
Wert zugesetzt.  
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V OM ÖL FE L D A N D IE T A N KS T E L L E 

  
Alle zwei Minuten rollt ein Tank-
wagen aus Tor 9 der Wesselinger 
Raffinerie. Auf den meisten Las-
tern steht nicht Shell, sondern 
Aral, Jet Conoco oder Esso. Das 
Benzin ist überall das Gleiche. 
Die Mineralölfirmen nehmen es 
sich gegenseitig ab. Austausch 
nennen sie das. In Bayern gibt es 
an so gut wie jeder Zapfsäule 
Esso-Benzin aus Ingolstadt. Im 
Einzugsbereich von Wesseling 
verkauft jede Tankstelle Shell, 
ganz gleich, in welchen Firmen-
farben sie angepinselt ist. Das 
verringert die Transportkosten.  

Nur ein Drittel unseres kuwaiti-
schen Liters wird als Benzin oder 
Diesel Autos, Lastwagen und Bus-
se antreiben. Das zweite Drittel 
unseres Liters wird in der Indu-
strie verfeuert, oft auch zum Be-
trieb werkinterner Kraftwerke. 
Eigentlich eignet sich Öl dazu 
nicht besonders. In der Gesamt-
stromerzeugung spielt es deshalb 
eine untergeordnete Rolle. In der 
Hauptsache hält es Räder am 
Laufen, Schwungräder in Stahl-
werken und Traktoren auf ökolo-
gischen Bauernhöfen. Jetzt bestel-
len Privatleute Heizöl für den 
Winter. Sie kaufen 18,5 % unseres 
Liters ein. 6 % gehen als Kerosin 
an Fluggesellschaften oder wer-
den als Nebenprodukte wie Koh-
lendioxid oder Schwefel aus der 
Raffinerie abtransportiert. 

Die Ölfirmen versuchen mit Emo-
tionen appellierenden Mitteln, den 
Preis des Endprodukts zu pu-
schen. Vor einer Shell- Tankstelle 
flattern Fahnen, die einen neuen 
„V-Power“-Diesel anpreisen. Der 
kostet satte 35 Cent mehr als 
Normaldiesel. Die Marketingleute 
wollen mit dem teuren Saft „einen 
anspruchsvollen Nischenmarkt 
bedienen“. In der Wesselinger 
Tankstelle antwortet die Verkäu-
ferin auf die Frage, ob der beson-
ders teure Sprit viel gekauft werde 
zögernd: „Ja, doch, schon.“   

Bei der Frage, ob der wirklich 
besser sei, Sie gibt kryptisch 
zurück: „Das muss jeder selber 
wissen. Die einen glauben, ihr 
Wagen läuft ruhiger, andere, dass 
sie mehr aus ihren Motoren he-
rausholen können, wieder andere, 
er optimiere den Verbrauch.“ – 
Es ist also hauptsächlich Einbil-
dung? – „Deshalb sage ich ja, je-
der muss es selber wissen.“ 

Tag 37 – Erdölprodukte: Im 
Büro des Werkleiters Jürgen Kerth 
im petrochemischen Unterneh-
men Basell begegnen wir unserem 
Liter Öl aus Burgan zum letzten 
Mal in sichtbarer, wenn auch 
kaum mehr wieder erkennbarer 
Form. Er ist jetzt weiss, riecht 
nach nichts und hat die Form 
kleiner Kügelchen. „Ein reines 
Naturprodukt“, schwärmt Kerth. 
„Da ist nichts als Kohlenstoff 
und Wasserstoff drin.“ 

Der Chemiker sieht saubere Mole-
külketten, die unter Markenna-
men wie Lupolen, Moplen und 
Hostalen in den Handel kommen. 
Der Besucher verliert die Orien-
tierung in einer schier endlosen, 
von unsichtbarer Hand gesteuer-
ten Fabrikanlage, 610 km Rohr-
leitungen, 22 km Strassen, 12 km 
Eisenbahnschienen. 1,76 Millio-
nen Tonnen im Jahr, die aus mo-
numentalen Silotürmen in eine 
nicht abreissende Kolonne Last-
wagen rieseln. 

Basell ist ein Gemeinschaftsunter-
nehmen von Shell und BASF. 
Weil Raffinerieprodukte jetzt so 
teuer sind, macht das Werk Ver-
luste. Man fragt sich, warum die 
Shell-Raffinerie ihrer verschwis-
terten Petrochemie nicht mit 
Preisnachlässen unter die Arme 
greift. Aber so läuft das nicht im 
Geschäftsleben. Die Raffineriege-
winne gehen voll auf die Firmen-
bilanz. Die Verluste in der Petro-
chemie teilt der Ölmulti sich mit 
der BASF.  

Geht man auf dem Marktplatz 
von Wesseling spazieren und sieht 
sich um, was aus den weissen Kü-
gelchen geworden ist, wird man 
überall fündig. Die CDs im Mu-
sikladen, die Brillen beim Optiker. 
Der Metzger presst seine Leber-
wurst zwar in Naturdarm, die 
Bierwurst aber steckt in Kunst-
darm, und „der ist aus Erdöl ge-
macht“. Der Obst- und Gemüse-
markt bietet im Sonderangebot 
eine Reihe von Ölprodukten an. 
Gerolsteiner Wasser, deutschen 
Gouda und Hühnchenschenkel. 
Das Hühnchen wurde mit Futter 
gemästet, das ohne Kunstdünger 
so preiswert nicht hergestellt wer-
den könnte. Der Käse ist in aus 
Öl gewonnenem Wachs einge-
schlagen. Kohlendioxid für den 
„quelleigenen“ Sprudel im Gerol-
steiner Wasser wurde aus der Raf-
finerie Wesseling geliefert. 

Auf die Frage, wie viel Öl er ver-
kaufe, holt der Apotheker erst 
einmal eine Flasche Benzin und 
einen Topf Vaselin aus dem Regal. 
Aus Öl gewonnene Lippensalbe 
habe er seiner Kundschaft schon 
„ausgetrieben“, sagt er. Die scha-
de mehr, als dass sie helfe. Dann 
setzt er sich an seinen PC und 
stellt fest, dass seine Apotheke 
eine Art Tankstelle ist.  Im Com-
puter kann er die Zusammenset-
zung von 330.000 Medikamenten 
abrufen. Jedes Medikament be-
steht aus Wirkstoffen und zahlrei-
chen Hilfsstoffen, die entweder 
die Rieselfähigkeit im Herstel-
lungsprozess, die Haltbarkeit, die 
Dosiergenauigkeit oder die zeit-
lich und lokal erwünschte Lösung 
der Tablette im Körper sicherstel-
len. Bei der Durchsicht der Hilfs-
stoffe stellt er immer wieder fest: 
„Das ist mit Sicherheit Öl, das ist 
wahrscheinlich aus Öl und das 
vermutlich auch.“ Er findet gera-
de zwei Mittel, die mit Sicherheit 
keine Spur unseres Liters aus der 
Burganquelle 473 in Kuwait ent-
halten: Aspirin und Togal.  
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ME D IZ IN UN D GE S UN D H E IT 

   
NUR NOCH EINE 

TABLETTE GEGEN 
HERZINFARKT 

 
Patienten mit Herzinfarkt und an-
deren schweren Herzleiden müs-
sen oft eine ganze Reihe von Me-
dikamenten einnehmen. Die Ba-
sistherapie umfasst dabei meist 
einen Betablocker, einen ACE-
Hemmer und ein Thrombose-
mittel, i.d.R. Acetylsalicylsäure 
(Aspirin). Viele Betroffene benö-
tigen ausserdem weitere Arzneien, 
darunter Cholesterinsenker, Hoch-
druckmittel, Medikamente zur Be-
handlung eines Diabetes und zur 
Stabilisierung des Herztakts. Es 
ist daher wenig verwunderlich, 
dass etliche Patienten die Tablet-
ten nicht regelmässig einnehmen. 
Häufig beruht die mangelnde The-
rapietreue auf Vergesslichkeit, teil-
weise auch auf unerwünschten 
Nebenwirkungen, vielen Patien-
ten ist die Behandlung aber auch 
einfach zu kompliziert. 

Doch nicht immer ist der Patient 
schuld, wenn es mit der Therapie 
hapert. Denn viele Ärzte versäu-
men es, ihren Patienten die ein-
schlägigen Herz-Kreislauf-Mittel 
zu verschreiben. So führen diese 
zu einer deutlichen Verminderung 
der Sterblichkeit von Infarktkran-
ken. Um die medikamentöse Be-
handlung herzkranker Patienten 
zu vereinfachen, haben englische 
Kardiologen vorgeschlagen, die 
wichtigsten Herz-Kreislauf-Mittel 
in einer einzigen Pille zusammen-
zufassen. Das Konzept der „Poly-
pille“ gilt als ebenso sinnvolle wie 
praxisnahe Lösung, um die nach 
wie vor mangelhafte Behandlung 
von Patienten mit Herz-Kreislauf 
-Leiden endlich zu verbessern. Sie 
kommt nicht nur den Betroffenen 
selbst zugute, sondern erleichtert 
auch die Arbeit des Arztes.    

Ein halbes Dutzend Wirkstoffe 

Was die Zusammensetzung der 
Polypille angeht, besteht noch 
keine Einigkeit. Nicolas Wald und 
Malcol Law vom Wolfson-Insti-
tut für Präventive Medizin in Lon-
don, die Urheber des neuen Kon-
zepts, wollen gleich sechs Wirk-
stoffe in einer Tablette vereinen. 
Für ideal halten sie drei unter-
schiedliche Hochdruckmittel, 
einen Cholesterinsenker aus der 
Gruppe der Statine, Acetylsali-
cylsäure und Folsäure. 

Aufgrund der Häufigkeit von 
Herz-Kreislauf-Leiden plädieren 
die englischen Kardiologen dafür, 
allen Personen vom 55. Lebens-
jahr an die Polypille zu verschrei-
ben - und zwar unabhängig von 
der Höhe des jeweiligen Infarktri-
sikos. Als Argument für ihr radi-
kales Vorgehen führen sie an, die 
Anzahl und Ausprägung der ver-
schiedenen Risikofaktoren gebe 
im Einzelfall ohnehin keine ver-
lässliche Auskunft darüber, mit 
welcher Wahrscheinlichkeit es zu 
einem Herzinfarkt oder Gehirn-
schlag kommt. Da fast die Hälfte 
der Bevölkerung an solchen At-
tacken sterbe, benötige man drin-
gend wirksame präventive Strate-
gien. Die Häufigkeit unerwünsch-
ter Nebenwirkungen schätzen die 
Forscher auf 8 bis 15% je nach 
Wahl der einzelnen Medikamente.  

Kritiker der Polypille bemängeln, 
dass die vorgegebene Konzentra-
tion der einzelnen Inhaltsstoffe 
nicht veränderbar wäre. Diesen 
Einwand wollten die Forscher 
nicht gelten lassen. Man könnte 
den unterschiedlichen Bedürfnis-
sen auch dadurch gerecht werden, 
indem man stärkere und schwä-
chere Polypillen herstellt.  

Gesunden Menschen Medikamen-
te gegen Herz-Kreislauf-Leiden zu 
verschreiben, hält der Kardiologe 
Lars Ryden vom Karolinska-Insti-
tut in Stockholm für abwegig.   

Technische Schwierigkeiten 

Bislang ist die Polypille noch Zu-
kunftsmusik. Technisch gesehen 
stellt die Entwicklung einer Multi-
medikamentpille eine enorme He-
rausforderung dar. Weniger ehr-
geizige Projekte dieser Art sind 
indes schon auf einem fortge-
schrittenen Entwicklungsstand. 
So haben US-Wissenschaftler un-
längst eine Kombinationspille er-
probt, die sowohl einen Choleste-
rinsenker (Statin) als auch ein 
Hochdruckmittel (Kalzium-Anta-
gonist) enthält - mit Erfolg. Dass 
es wichtig ist, wirksame Strategien 
zur Prävention von Herz-Kreis-
lauf-Leiden zu entwickeln, wird 
von niemandem mehr bezweifelt. 

So gehen mehr als 90 Prozent 
aller Herzinfarkte auf vermeid-
bare oder gut behandelbare 
Einflüsse zurück. Dies besagt 
eine internationale Studie, worin 
über 30.000 Männer und Frauen 
erfasst wurden, die eine Herzat-
tacke erlitten hatten. Wie der Lei-
ter des Projekts, Salim Yusuf von 
der McMaster-Universität Hamil-
ton berichtet, könne die überwäl-
tigende Mehrheit aller Herzinfark-
te auf neun Risikofaktoren zu-
rückgeführt werden.  

Am meisten ins Gewicht fallen 
eine ungünstige Konstellation 
der Blutfette und Tabakkon-
sum. Diese Risikofaktoren zu-
sammen sind für rund zwei 
Drittel aller Herzanfälle verant-
wortlich. Als herzschädigend 
erwiesen sich ferner Diabetes, 
psychosozialer Stress, hoher 
Blutdruck, wenig körperliche 
Bewegung und ein geringer 
Verzehr an Obst und Gemüse. 

Bei jungen Menschen schlugen 
diese Risikofaktoren erstaunlicher-
weise mehr zu Buche als bei äl-
teren. Massnahmen zur Vorbeu-
gung von Herz-Kreislauf-Leiden 
sollten sich daher besonders an 
diese Gruppe richten. 
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